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muß rechtzeitig fertig werden
Der wiedergewählte Vorsitzende des Deut-
schen Kanal- und Scl iffahrtsvereins
Rhein-L4ain-Donaue.V.. Oberbü'germei-
ster Senator Dr. Andreas Urschlechter,
erhob diese Forderung vor der Mitglieder-
versammlunq l9S0
,,Eine Verzögerung beim Bau des l\,4ain-Do-
nau-Kanals darf wegen der wirtschaftli-
chen Bedeutung dieser Wasserstraße für
Europa nicht hingenommen werden". Die
se Forderung erhob der Erste Vorsitzende
des Deutschen Kanal- und Schiffahrtsver-
eins Rhein-Main-Donau e.V., Oberbü rger
me ster Senator Dr. Andreas Urschlechter,
bei der l\litgliederversammlung, die am
9. [,4ai 1980 im Nürnberger l\,4essezentrum
abgehalten wu rde.
Der Erste Vorsitzende erinnerte daran, daß
bei der [,,litgliederversamm ung im l\y'ärz
1979 in Linz (Oberösterreich) rnit berech-
tlgtem Optimlsmus die Erwartung geäußert
worden sei, daß der l\,4ain-Donau-Kanal bis
1985 fertiggestellt sein könne. Der Damm-
bruch am 26.li\\ärz 1979 in Katzwang hat
jedoch Verzögerungen im Zeitplan hervor-
gerJfen. Außeroe'n l-at oie BL'roesreg e-
rung Deutschland erklärt, ihre Jahresraten
nicht aufstocken zu wollen, obwohl ein
höherer Finanzbedarf bei den Bauarbeiten
unabweisbar st. Damit wird sich derTer-
min der Fertigstellung verzögern, wenn
nicht Konsequenzen gezogen werden. Dr.
Andreas Urschlechter sprach sich eindeu-
tig dafür aus, die Hürden zu nehmen, damit
der Wasserweg zeltgerecht vol endet wer-
den kann.
Vorstand und Verwaltungsrat des Deut-
schen Kanal- urd Sc1 r'dhrtsve,er''ts
Rhein-lvlain-Donau e.V. beschäftigten sich
vor der i\,4itgliederversammlung l9B0 mit
dem Problem des Bin nensch iffah rtsaufga-
bengesetzes jeweils aus der Sicht des
Bundes und der Länder. Die lvlitgliederver-
sammlung hörte Vorträge über Wasserbau,
La.rdscl-alrsgesrallu.rg u'rd Okolog ie an
der Wasserstraße Rhein-l\,4ain-Donau. Die
Referate werden in diesem Heft wiederge-
geben.
Die l\l itgliederversammlung bestätigte ein-
stirf miq für die Jahre 1981, 1982 und 1983
Der wiedergewählte Erste Vorsitzende: Der
Oberburgermeister der Stadt N ü rn berg,
Senaro. Dr. Andreds U r sch lecl^Ier.
Oberb ü rgermeister Senator Dr. Andreas
Urschiechter in seinem Amt als Erster Vor-
sitzender; seine be den Stellvertreter, das
Vorstandsmiiglied der Süd-Chemie AG,
Direktor Dipl.-Chem. Rainer Lienau, und
der lvlinister aldirektor im Bayerischen
Staatsministeriu m für Wirtschaft und Ver-
kehr, Alfred Bayer, erhielten ebenfalls das
einstim m ige Votum der Versammlung.
Die N/litg lieder des Kanalvereins wäh lten f ür
die Jahre 1981, 1982 und T9B3 auch den
gesamten Vorstand. Hier die Namen aller
Vorstandsm itglieder:
Erster Vorsitzender:
Oberbürgermeister der Stadt N ü rnberg
Senator Dr. And reas Urschlechter 2
Stellvertretende Vorsitzende:
Vorstandsmitg lied der Süd-Chemie AG
Direktor Dipl.-Chem. Rainer Lienau
lvlinisterialdirektor im Bayerischen Staats-
ministerium für Wirtschaft und Verkehr
Alfred Bayer
Vorstand:
Direktor der Bayerischen Landeshafenver-
waltung
Dipl.-lng. Aug ust Wilhelm Adler
Bürgermeister der Stadt Frankfurt
l\,4artin Berq
Präsident der Industrie- und Handels-
kammer N ü rnberg
Konsui Senator Walter Braun
Bayerischer Staatsm in ister für Landesent-
wicklung und Umweltf ragen
Alf red Dick
Berufsmäßiger Stadtrat der Stadt Nü rn berg
Dr. Wilhelm Don i
Ordentliches Vorstandsmitg lied der Rhein-
[,4ain-Donau AG
Min isteriald irektor Dr. Friedrich Eder
Stellvertretender Vorsitzender des Vor-
standes der Baywa AG
Karl Fehrenbach
3
ln ihren Amtern bestätigt: Die stellvertretenden Vorsitzenden, N,4inisterialdirektor im
Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr Alfred Bayer (links) und
Vorstandsmitglied der Süd-Chemie AG, Direktor Dipl.-Chem. Rainer Lienau.
Leiter der Obersten Baubehörde im Bayeri Leiter der Abteilung Binnenschiffahrt und
schen Staatsministerium des lnnern Wasserstraßen im Bunclesministerium für
l\,4inisterialdirektor Professor Verkehr
Alois Frjedl Min isterialdirektor
Vorstandsmitgled i. R. der Rhein-l\lain- Dr. Philipp Nau
Donau AG Direktor der Hoechst AG - Werk GendorfDr. ing. E h Dr. lng. He nz Fuchs Dr. Hans Oberrauch
Stellvertretender Landesvorsitzender der Vorstandsmitglied der Bayerlschen Hypo-
Gewerkschaft Offentliche Dienste, Trans- theken und Wechselbank
port und Verkehr, Landesbezirk Bayern Direktor
Willi Gerner Rudolf Renner
Bayerischer Staatsmrnrster für W rtschaft Vorstandsm itglied i. R. der l\laschinen-
und Verkehr fabrik Augsburg-Nürnberg AG
Anton Jaumann Dipl.,lng. Alfred Roth
Geschäftsführendes Vorstandsmitgl ed des Orden iches Vorstandsmitglied der Rhein-
Bayerischen Bau ind ustrieve rbandes e.V. l\,4ain-Donau AGRechtsanwalt l\,4inisteriatdirektor Dipi.-lng.
Gerhart Klarnert Dr. E. h. Burkart Rümelin
Präsid ialm itglied der lndustrie- und Han- Vorsrtzender des Vorstandes der Bayeri-
delskammerWürzburg-Schweinfurt schenVersicherungsbankAG
Persönlich haitender Gesellschafter der Dr. jur. Ottmar Schleich
Gebr. Knauf - Westdeutsche Gipswerke Vorstandsmitglied der Bayerischen LanKarl Knauf desbank Girozentrale
Vorstandsmitglied der Bayerischen Ver- [,4inisterialdirigent a. D.einsbank Dr. H ubert Schmid
Dr. Dietrich Köllhofer Bayerischer Staatsminister der Finanzen
Vorstandsmitglied der ESSO AG l\.4ax StreiblDirektor Bayerischer Staatsminister des lnnern
Dipl.-Kfm. Thornas Kohlmorgen Gerold Tandier
Präsident der Wasser- und Schiffahrts- Präsident des Vereins für Binnenschiffahrt
direktion Süd und Wasserstraßen e.V.
Dipl.-lng. Julius Kruip Dipl.-Kfm. Dietz Wilters





an Rhein und Rhöne
Grußworte von Dr. l\,4arc Schreiber, Sec16-
taire Gdnöral Soci6t6 d'Etudes N,4er du
Nord-l\.4ed iterianee, Paris
Seit 1970 sind unsere Vereinigungen,
Rhein-Main-Donau und Nordsee-l\littel-
meer, durch ein Abkommen zurgegenseiti-
gen Unterstützung und lnformation ver-
bunden. Dieses Abkommen hat sehr gut
funktioniert. l\,4eine Anwesenheit bei lhrer
lvlitg liederversam m lung ist dafür ein Be-
weis.
Freilich stimmen uns die wirtschaftlichen
Krisen, die internationalen Drohungen und
die europäischen Probleme nicht optimi-
strsch. Wir haben sert 1969 v,el" lllLsionen
und Erwartungen für unsere Projekte
Rhein-Rhöne und Rhein-lvlain Donau ver-
loren.
Aber ich stelle rnit lhnen fest, daß die bei-
den Projekte doch echte, wenn auch lang-
same Fortschritte gemacht haben. Sie wis-
sen alle, was an der Rhein-Main-Donau-
Verbindung realisiert wurde.
Vom Rhein-Bhöne-Projekt seibst sind in
diesem letzten Jahr zwei enischeidende
Etappen zu erwäh nen:
Das Ende des Ausbaus zwischen Lyon
und dem l\,4ittelmeer mit der Staustufe
von Vaugris im N,4är2 1980.
F Die Vorstandsbank hört erfreut die GruBworte: GästebefreundeterausländischerOrgani-C saloner Llberbr ngen GrLße .rnd gLre Wü'lsche.
- Das mit einer großen l\,4ehrheit im Jran-zösischen Parlament verabschiedete
Gesetz, das der,,Compagnie Nalionale
du Rhöne" die Konzession der Rhein-
Fhöne-Verbindung überträgt.
Unsere beiden Projekte haben manche
Rückschläge aus den gleichen Gründen -Finanzmangel, Umwellschutz u. ä. - hin-
nehmen müssen. Aber die beiden Projekte
haben das gleiche Ziel: Die europäische
Einheit zu vergrößern.
Es wird Sie nicht erstaunen, daß ich im
Aultrag von Präsident Sudreau lhnen be-
sonders diese Botschaft europälscher
Überzeugung überm itteln soll.
6
Ein Appell um zuvedässige Termine
GruBworte von Professor Dr. Franz Pisecky,
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied
des Österreichischen Wasserstraßen- und
Schiffahrtsvereins, Wien
Wenn es mir obliegt, heute den Grüßen und
Wünschen der österreichischen Schwe-
stervereinigung Ausdruck zu verleihen, so
seien sie irn Namen aller l\litglieder und
Funktionäre des Osterreich ischen Wasser-
straßen- und Schiffahrtsvereins über-
bracht, insbesondere jedoch auch in Ver-
tretung unseres Vorsitzenden, Herrn Bun-
desminister a. D. Dr. Kotzina, der, wie ich
weiß, sehr gerne heute persönlich teilge-
nommen hätte, aber infolge einer nicht
vorauszusehenden und bedauerlicher
weise auch nicht vermeidbaren Verpflich-
tunq verhindert wurde.
Über das herzliche und gute Einverneh men
unserer Vereinigungen in persönlicher und
sachlicher Hinsicht brauche ich wohl kein
Wort zu verlieren. Wir ireuen uns, daß wir
Sie letztes Jahr an der österreichischen
Donau begrüßen durften und sind dankbar,
heLre hier seir zL ^ö1nen. Vor erwa /wetWochen war es mir gegönnt, mit der Ar-
beitsgruppe Rhein-l\,4ain-Donau der Union
- _j,., .
-7 De Publizistik nimmt lnteresse an der Arbeitdes Kanalvereins: Funk, Fernsehen und/ Presse verlolqen i1 Wort Jnd B ld den VerbamrnlungsverlaJf.
der Rheinischen Handelskarnmern die
Strecke NLlrnberg-Regensburg zu befah-
ren. Trotz des sehr schlechten Wetters
waren alle Teilnehrfer beeindruckt von
dem großen Fortschritt, den die Bauvorha
ben in den letzten Jahren genommen ha-
ben. Zugleich war es aufschlußreich und
überzeugend, wie harmonisch die schon
fertiggestellten Teilstrecken der Wasser-
straße etwa im A tmuhltal sich in das Land-
schaftsb ld eingefÜgt haben. Und al dies
wurde noch besonders gekrönt von der
Tatsache. daß d e Rhein-l\,4ain-Donau AG
zuglelch mit der. Bau der Wasserstraße
auch ein großes Forschungswerk in erdge-
schichtlicher und archäologischer Hinslcht
vol bringt. Nichts könnte besser die Tat-
sache versin n bild lichen, daß es sich bei der
Verbindung von Rheln, l\4ain und Donau
llm mehr ndndeil. als Jn'Fl1 nJl "l ren
betriebsw irtsc h aft ichen Zahlenergebnis
sen me ßbares LJnternehmen.
Lasse'l Sie'r]lLh aoe'aul das retr O<ono-
mische zurückgreifen. Der Umstand. daß
Geselligkeit am Rande der sitzung: BeiTisch tauschen die Gäste aus dem ln- rrnd Arrsland ^
i1r e \,4errungen dLS. ö
der Nürnberger Hafen nur e nen Bruchteil
dessen am Kai umschlägt, was auf den
Wasserweg gehört, und daß es z. B. ganz
ähnlich um den Elbeseitenkana bestellt ist,
muß als symptomatisch erachtet werden
und könnte Gegenstand einer eigenen Ab-
handlung sein. Ebenso etwa, daß nach den
neuesten Berichten die Schiene vielfach
schon die Ka paz itätsg renze er[e cht hat.
Daß es bei der N,4ain-Donau Verbindung in
wirtschaftlicher Beziehunq um sehr kon
krete Größenordnungen und An liegen
geht, lassen nicht nur die derzeitige Ent-
wicklung an der Donau und die aus dem
Wandel deI Energiesituation resultieren-
den Prognose erkennen, sondern auch die
Anfragen, die der Österreichische Wasser
straßen- und Schiffahrtsverein schon jetzt
in zLrnehmendem l\laße aus den Kreisen
der lndustrie und der Energiew rtschaft
erhält und die keineswegs nur etwa mit
Kohle oder Erz zu tun haben. Zwangsläufig
läßt sich f ür d ie so wichtigen Tarif probleme
wenjg Sicheres voraussagen, doch elne
entscheidende Frage, die von allen Interes-
\p.rF1 i-r'ne. wieder J'rd i"rmer drärgen.
der gestellt wird, ist die nach dern Zeitpu n kt
der Fertigstellung des Wasserweges.
Bei ndustrle- oder energiewirtschaftlichen
Projekten, d e im Zusammenhang rnit
Transportvolumen von H u nderttausenden
oder l\,4illionen von Tonnen verfolgt wer-
den, bedarf es wegen der darf it verbunde-
nen lnvestitionen jahrelanger P an ung, jah-
re drgerVorbF erlLrg. vora le'nabe'eiles
fixen terminmäßigen Zeitpunktes der Rea-
lisierung. Jede Ungewißheit, iede Verzöge-
rung bewirkt Unsicherheit und herr] mt die
Verwirklichung von Umschlagseinrichtun-
gen und Produktionsstätten, welche f ür die
wirtschaftliche Struktur der europäischen
lV'tte von weirlragenopr BeoeLlung spin
würden. Der volkswirtschaltliche Verlust,
der hierdurch entsteht. daß Chancen infol-
ge derartiger Ungewißheiten nicht oder n u r
ungenügend genutzt werden können bzw.
eventuell verlorengehen, ist kaum abzuse-
hen und geht weit über das hinaus, was
gemein h in als rein transportkostenmäßiger
Vorteil e ner Wasserstraße angegeben wer-
den kann. Jede terminmäßige Unsicherheit
verlangerl aLcl- die Anlaufzeit. dip ei"l reL-
er Transportweg braucht, um zum Tragen
zu kommen. Daher die Bitte und der Appell
um zuverlässiqe Termine f ür die l\,4ain-Do-
nau-Verbindung und zug eich auch für den
Vollausbau der bayerischen Donaustrecke.
l\le ne Worte sjnd von der Wtirdigung und
vo'r de A'lerke'r'rLng des gro3e1 FUropä-
schen Werkes bestimmt, das die Bundes-
republik Deutschland mit dem Bau der
l\,4aln-Donau-Verbindung realisiert und
dessen geistiger Träger und unentwegter
Anwalt der Deutsche Kana- und Schiff-
fahrtsverein Rhein-[,4ain-Donaue.V. ist.
Wir in Österreich wollen lhnen hierbei gute
Partner und Freunde sein. 1n diesem S nne




in einer entscheidenden Phase
Grußworte von Alexandre Jesel, Präsident
des Consortiurn pour la l\y'odernisation et
I'Exploitation du B6seau Navigable de l'Est
et du Sud-Est
Wir haben jedes Jahr Gelegenheit, uns
wen igstens zweimal zu begegnen:
Sie laden mich regelmäßig zu lhrerVollver
sammlung ein, und ich leiste dieser Einla-
dung gerne Folge, um lhnen Sympathie
und Solidarität unseres Consortiums zu
bekunden in unserem gemeinsamen Ein-
satz für eine große transversale Schiff-
f ahrtsstraße in Europa.
Das Consortium, dessen Vorsitz ich die
Ehre habe zu füh ren, lädt Sie seinerseits zu
seinen Jahresversammlungen ein, ln deren
Anschluß Sie die großen Baustellen auf
den öst,chen J1d süd-ö5rliche1 franzosi-
schen Wasserstraßen besichtigen können:
Der Ausbau des Rheins unterhalb Stras-
bourg: de Au.bal der Mosel zLr eLropä-
ischen G ro ßsch iffah rtsstra ße bis Neuves-
l\laisons, südlich von Nancy; der Ausbau
der Rhöne und der Saöne.
Dieses Jahr werden wir schließlich Gele-
genheit haben, die Feriigstellung der Saö-
ne Fhöne-Verbindung festzustellen, von
Chalon-sur-Saöne bis zum l\,4ittelmeer. Si-
cher, es ist noch nicht alles fertig: Die
Rhöne so I noch einerseits mit dem Golfe
von Fos - dem modernen Hafen von f,4ar-seille und andererseits mit dem Hafen
von Sdte - durch den Ausbau des KanalsRhöne-Söte - verbunden werden.
Für die Saöne Rhein-Verbindung ist eine
entscheidende Phase eingetreten. Die f ran-
zösische Regierung und das französische
Parlarnent haben diesbezüglich einen be-
deutenden Entschluß getroffen. Doch mit
den eigentlichen Arbeiten wird kaum vor
1983 begonnen werden und sie werden,
wenn es die wirtschaftliche Konjunktur
erlaubt, für die Fertigstellung etwa zehn
Jahre brauchen.
Auf beiden Seiten, bei lhnen und bei uns,
l-abpn wir gegen Urversränd'ris der eiren
und bösen Willen der anderen anzugehen
und es ist uns unverständlich, daß die Um-
weltschützer noch immer nicht begriffen
haben, daß die Wasserstraße der umwelt-
freLrdlichste und - was de'r Elergiever-
brauch anbelangt der sparsamste Ver-
kehrsträger rst.
ln den vergangenen Jahren haben wir oft
Erfreuliches und weniger Erfreuliches,
technische Erfolge und mißlu ngene Versu-
che geteilt. Gemeinsam werden wir auch
weiter voranschreiten, bis es uns gelingen
wird, Europa das große Wasse rstra ßen n etz
/J qeben, das ore Vo ker tu.opas verernen




und ökologie an der Rhein-Main-
Donau-Wasserstrafle
Einführungs-Vortrag von Dr. Fried rich
Eder, Ordentliches Vorstandsmitglled der
Rhein-l\y'ain-Donau AG, l\,4ünchen
Naturschutz, Landschaftsplanung und
Landschaftspf lege sind Aufgabengeb ete,
deren sich in unserer Zeit nicht nur die
dafür zuständigen Behörden annehmen.
Große und zum Teil lautstarke Verbände,
aber auch Bürqerin itiativen verschiedener
Größe und Zielrichtunq, haben das Thema
sufgegriffe'r. ts besleht ein allgemeires
Gefühl in der Bürgerschaft, daß man sich
um solche Dinge kümmern müsse. Begriffe
w e Ökolog ie oder Biotope. dre vor wen igen
Jahren kaum zurn allgemeinen Sprach-
schatz gehörten, qehen Diskussionsred
nern in Bürgerversammlungen heute glatt
von den Lippen. Die Publizistik in ihrer
ganzen Vielfalt, sei es in Zeitungen und
zeitschriften, in Hörfunk und Fernsehen,
aber auch in Abhandlungen und Büchern,
beschaftiqt sich mit Fragen des Natur-
schutzes und der Okologie, so daß man
ohne Übertreibung sagen kann, Natur-
schutz, Landschaftsschutz, Fragen der
Okologie sind mit wechselnden Gegen-
stanoel L1d Lokalitäten eiqentlich ein pu-
blizistischer Dauerbrenner.




lnteressie[te Zuhörer bei den Vorträgen der
des Kanalvereins im Tagungsgebäude des
Fac h ref e ren te n. Dl e I\,4 it g I i ed e rversa m m I u n g
Nürnberger Messezentrums.11
des und berechtigtes lnteresse an derWelt,
in der wir leben und deren Veränderungen
Lrngern gesehen werden. Dies gilt in beson-
derem lvlaße bei Vorhaben, die großräumig
in die Landschaft eingreifen; das allge-
meine Unbehagen an der Technik kommt
hinzu. So werden Dinge miteinander in
Verbindung gebracht, die nur in lockerem
Zusammenhang stehen und vielfach haben
die Auseinandersetzungen ejnen stark ge-
m ütsmäßigen Aspekt.
Angesichts dieser Gegebenheiten sind w r
dem Deutschen Kanal und Schiffahrtsver-
ein Rhein-l\lain-Donau e.V. dankbar, daß er
auf seiner heutigen Versam m lung das The-
ma Wasserbau, Landschaftsgestaltu ng und
Ökologie irn Bereich der Rhein l\,4ain-Do-
naJ-Wassprst.aße zurr ln1a.t des Festvor-
trages gemacht hat. Um keine l\lißver,
ständnisse aufkommen zu lassen, darf ich
hervorheben, daß Fragen des Naturschut-
zes und der Gestaltung und Einbindung
von Großbauwerken in die Landschaft für
die Rhein-Main-Donau AG nichts Neues
sind. Schon in den 30er Jahren, als Fragen
der Lan dsch aftsgestaltu n g noch nicht den
heutigen Stellenwert hatten, hat die Rhein
l\,4ain-DonauAG namhafte Landschafts-
architekten als BerateI gewonnen. Stell-
vertretend für viele Fachleute sei hier nur
Professor Alwin Seifert genannt, der unse-
rer Gesellschaft beirn Mainausbau gehol-
fen hat. lch glaube, es steht außer Frage,
daß der lVain-Ausbau hervorragend gelöst
wurde. Für den Ausbau des Stauraumes
des Joc henstein k raftwe rkes haben wir ei-
nen Preis erringen können. Dies alles ist
heute Geschichte. lch erwähne es nur,
damit nicht der Eindruck entsteht, daß es
neuer Anstöße oder gesetzlichen Zwangs
bedurft hätte, um in unserer Gesellschaft
das Gespür fü r Natu rschutz u nd Fragen der
Ökologie wachzurufen.
So kann ich lhnen, wie Sie es in lhrern
Prograrnm ausgedruckt finden, zunächst
den Vortrag von Herrn Professor Dipl. lng
Reinhard Grebe ankündigen, der den
Landschaftsplan Altmr.lhltal gestaltet hat.
Er erhielt den Auftrag hierzu vor lnkrafttre-
ten des Bayerischen Natursch utzgesetzes
schon im Jahre 1972.
Diesem Vortrag welden die Ausführungen
von Herrn Professor Karl Kagerer über den
Donauausbau und die Scheitelhaltung fol-
gen.
lch hoffe sehr, daß die Zeit, die den beiden
Vortragenden frlr ihre Ausführungen zuge-
rressen wprden kalt , ausreicnt, ll-npn ei-
nen Eindruck zu vermitteln, wie bei der
Gestaliung der Landschaftspläne vorge-
gangen wurde. Sie werden hören, daß es
beginnt mit einer korrekten und soliden
Bestandsaufnah me und der Beschreibung
der Aufgabenstellung. Dies st sorgfä tiges
und gründliches Handwerk. Die Umset-
zung der Aufgabe in die Neugestaltung
verlangt dann Phantasie, große Fachkennt-
nisse u nd ist in Wah rheit eine fast kü nstleri-
sche Leistung. lch glaube, daß beide Her-
ren lhnen den ti'tdrucK ver.nitteln kon'len,






Vortrag von Professor Dipl. lng. Relnhard
Grebe, Landschaftsarchitekt BDLA.
Nurnberg
Der l\la n-Donau Kana verändert das tief
in di-^ trockenen Felsenhänge des Weißju ra
eingegrabene. 250 bs 400 m brete Alt
n-r Lh tal entscheidend:
Ulrrwandlung der l5 m breiten. fließen-
den Altmuhl m t hren Seiten und Alt-
wasscrarrren in ein 55 rr breites Was
serband rtit St wasserzonen in den
Stauhalt!ngen:
Umbau des 16m starken Talgefä es
auf der 30km langen Strecke durch
zwe Schleusen (R edenburg und Kel-
he m) mit 5 m trefen E nschnitten Lln-
terhalb und 5m hohen Aufschuttun
gen in den Ta räumen oberhaib der
Ha tungen,
Starke Veränderungen des G ru ndwas-
sers durch die veränderten Wasser-
höhen nrit Ausw rk u ngen aLif die Vege
tatonsbestände am Ufer und n den
Randbere chen:
Umwandlung der landw rtschalt ichen
Nutzung durch Ausble ben der Hoch






Der B ck von Sclt oß Eggersberg in Richtung Gunde f ngeJi ze gt. daß d e Altr.Uhl vor
Llberl00Jahrenschoneinma kanal siertwurde Be derqernq--nStaLtstufenhohevonca.
1 50m konnten s ch abgeschnittene A lwassererhaten d e m tdergestreckteren Kanal
strecke das Atmarh ta gl edern D e Landschaft ble bt ithrerMaßstabl chke t crhaten.13
Der Talraum an der kunftigen Schleuse Riedenburg vor dem Kanalbau (oben) und als
Baustelle frl r die Schleuse.
Acker. Dadurch geht der heutige g rrlne
Talcharakter weitgehend verloren;
Starke Nivellierungen im Talprofil
durch Aufsch üttung;
l\,4aßstabsveränderungen im Talraum
mit den verlegten Straßen, den Brük-
ken mit jhren großen Stützweiten.
Landschaltsplan lür das Altmühttat
Um den hohen landschaftlichen Wert des
Talraumes zu sichern, hat die Rhein-lvlaln-
Donau AG, i\,4ünchen, 1972 das Büro für
Landschaftsplanung Prof . Reinhard Grebe,
Nürnberg, mit der Ausarbeitung eines
Landschaftsplanes für das Altmühltal be-
auftragt. Der Landschaftsplan ist von den
ersten Fest egungen der Trasse durch das
Rau mordn u nqsverfah ren an den verschie-
denen Rechtsverfahren und den ab 1980
beginnenden Ausbaumaßnahmen ständig
beteiligt. Auf der crundlage des Land-
schaftsplanes werden die projektbezoge-
nen Gesta ltu ngsp läne für die P anfeststel-
lungsverfahren ausgearbeitet. Sle werden
nach Abstirnmung mit allen Behörden, der
vo rgesch riebe nen Auslegung und damit
Abstimmung mjt allen unmittelbar Betrof*
f enen rechtsverbindlich. Die Verpf lichtung
zum Ausgleich der Landschaftseingriffe ist
durch das Bayensche Natu rsch utzgesetz
gegeben. Die Bayerische Landesanstalt für
Umweltsch utz überprüft die vorgesehenen
Ausgleichsmaßnah men.
Am Fluß und in seinen Randbereichen
werden die Baumaßnahrnen vom Bauträ-
ger, der Rhein-Main-Donau AG, durchge
führt. Für die Gestaltung Aller Ortstagen
und weiterer Randbereiche hat sich der
Trägerverein AltmLlhital qebildet. Er be-
steht aus allen anliegenden Gemeinden
. ,- urd de'n Landkrpis und hat die rlauptaul-lC gabe. de1 Landschallspldn dLrch.lLSer,/en
und gemeinsam die lvlaßnahmen durchzu-
führ:en, die über den unmittelbaren Kanal-
bau hinausgehen. Auch diese l\/aßnahmen
werden vom Bauträger bzw. dem Bayeri
schen Staat voll finanziert.
Ziele der Landschaflsplanung
Mit den weiterentwickelten, projektbezo-
genen Gestaltungsplänen können die ur-
sprünglichen Ziele des Landschaftsplanes
weitgehend umgesetzt werden.
1. Sicherung der landsc haftlich en Vielfait
durch die Auflösung des ursprünglich
gieichmäßlqen Kanalquerschnitts
- mit wechselnden Breiten der Wasserflächen,
- unterschiedlicher Uferausform u ng,
- Sicherung der Altwasser mit Anschlußan den Kanal,
- bewegter Führung der begleitendenWege.
2. Erhaltung unterschiedlicher Wasser-
stände zwischen Altwassern und Kanal
durch die Einleitung der im Tal an mehre-
ren Stellen vorhandenen Karstquellen und
Bäche. So im berelts abgeschlossenen Ab-
sch nitt Altwasser Essing, m it dem d ie histo-
rische Ortslage am steilen Felsen in ihrer
Ursprünglichkeit erhalten werden konnte.
Dadurch können in diesen Bereichen auch
wertvolle Vegetationsbestände gesichert
werden. Durch die Speisung dieserAltwas-
ser mit den kalten und neutralen Karstzu,
flüssen ergeben sich interessante neue
Vegetationsentwicklungen gegenüber den
stärker eutrophierten Gewässern der Alt-
miihi
3. Natü rliche Ufergestaltu ng
durch unterschiedliche Aufweltung der Ka-
nalstrecken unter Abweichungen vom Re-
gelprofil
- wechselnde Böschungsneigungen füruntersch ied iche Pf anzenstandorte:
Aufschüttung künstlicher Schotter-
bänke am Fluß zur Schaffung von St ll-
wasserzonen. Hier können sich Schilf
und Binsen ansiedeln, die sonst den
starken Wellensch lag der Schiffahrt
nicht aushalten;
Verlageru ng des durchgehend geftlhr
ten Betriebsweges, um größere Wei
den und Er engruppen unmitte baram
Ufer pflanzen zu können;
Schaffung großflächiger Wasserf ä-
chen anstatt einer Auffüllung der
Fandzonen mit differenzierten Uferbe
reichen, die slch spontan aus den vor-
handenen Vegetatlonsfo rm e n entwik
keln können.
4. Sicherung der Altwasser
Gegenüber den ersten Ausbau konzepten
werden heute 90% der abgeschnlttenen
Altwasser erhalten. Sie stehen in Verbin-
dung mit dem Kana und bieten m t ihren
Stillwasserzonen La chpiätze und Unter
stände fur d e Fische, die srch irn starken
We lenschlag des Kanals sonst nrcht halten
konnen.
Durch die Umwandlung der Altmuhl in ein
stehendes Gewässer wird sich der F schbe-
satz völl g verändern seine natürliche Sta-
bi täl st jedoch durch diese Angebote an
' dtirl Ll-ar Errw.l.lJ'lqsbereicher ges -
chert. Beobachtungen an Kanalstrecken
ohne Anschluß an naturliche Altwasser
ze g-an, daß hier der Fischbesatz nur mit
starken künstlichen E ngriffen aufrechter
halten werden kann.
5. Sofortige Anpflanzung der Ufer- und
Seit-onbereiche
mit standortgerechten Holzarten, zum T-^il
durch Umsetzung vorhandener Seggen
und Binsen oder die Gewinnung von We -
denstecklingen aus dem Talraum. D e
Pf anzungen erfolgen während und unmlt-
telbar nach Abschluß der Bauarbe ten, urn
bis ./Jr l-lbet iebnahme des Kana s n /wei
bis drei Jahren eine genrlgende Anlaufzeit
zur Stabilsierung der Uferpflanzung zu
erreichen.
6. Ausbau durchgehender Rad- und Wan-
derwege lm Kanalbereich
Da die gesamten Uferflächen einschl eß-
lich des Randweges in den Besitz des Bun-
des übergehen. können durchgehende
Wegeverbindungen ausgebaut werden, d e
neben der Landw rtschaft auah für Radfah-
rer und Wanderer zur VerfÜgung stehen.
7. lvlitarbeit an der notwendigen Flurberei-
nigung
D e starken Durchschneidungen landwirt
schaft ich genutzer Fiächen werden durch
ein Flurbere n gungsverfahren ausgegli-
chen. dabei werden d e Vorschläge der
Landschaftsplanung auch in den Rand
zonen weitgehend urngesetzt, so daß auch
h er versucht w rd. die Vielfalt des Ta
rau mes zu erhalten.
I A rsba r vo1 frho .r1q)c n'ichlJ'lgan i.1
Talrau m
Der Trägervere n Altmühltal hat neben der
Durchsetzung der landschaftspfleger
schen N,4aßnahmen im Talraum auch den
Ausbau von Erholungsanlagen Llbernom-
men. Heute ist der Angler der wichtgste
Gast m Talraum, das wird m t dem größe- 16
ren Angebot an Wasserflächen sicher auch
in Zukunft so sein. Daneben werden -bevorzugt in der Nähe der Ortslagen
Erholungsein richtungen am Ufer geschaf-
fen: Anlegeplätze für Boote, Camping- und
Jugendzeltplätze. Auch beim Ausbau die-
ser Einrichtungen hat die natürliche Land-
schaftsqualität das höchste Primat.
L Entwicklung der VorJänder an den Orts-
lagen
D e Randbereiche des Kanals vor den orts
lagen werden jn Abstirnmung mit der jewei-
ligen Entwicklung der Gemeinde beson-
ders sorgfältig bearbeitet. Vor Essing konn-
te in guier Zusarnrr]enarbeit rnit dem Stra-
ßenbauamt Landshut die beim Bau der
Umgehunqsstraße entstandene Altmühl-
insel bereits ausgebaut werden. Sie nimmt
neben den notwendigen Parkplätzen und
den geschlossenen Pflanzungen g rößere
Spiel- und Erholungsbereiche am Ufer des
Aitarrnes auf.
Für die Stadt Riedenburg wurde 1975 ein
ldeenwettbewerb ausgeschneben, auf der
Grundlage des 1. Preises (Landschafts-
architekt Gerd Aufmkolk, Architekten Gra-
bow und Hoff man n,/N ürnberg) ist die Pla-
nung inzwischen weiterqeführt und mit
allen zuständigen Behörden abgestimrnt.
Durch eine Ergänzung der Uferbebauung
wird die Baustruktur der historischen Stadt
an die iiefer gelegene Wasserfläche herun-
tergezogen. Mit der Sicherung der Altwas-
ser und dem See im Schambacheinlauf
entsteht eine neue Landschaft als Ersatz für
die hier besonders stark veränderte Situa-
tio n.
Alle Planungen werden in enger Zusam-
menarbeit zwischen der Rhein l\,4aln-Do-
nau AG, l\lünchen, dem Wasser- und
-., Schif{al^rtsant NLl.rberq. oF.n Straßpn-
I I oatan I la'rdsr rt J1o dem Träoerverein
AltmLlhltai e. V. sowie den beieiligten Ge-
meinden, Landkreisen und Reg ieru ngen
du rchgeführt.
Umselzung der Planung
Auf An regung des Landschaftsarchjtekten
st zu. Beg lertung de'Baumaßrah'nen eine
ständige Arbeitsgruppe gebildet, in der
sich die eben genannten Arnter und Dienst-
slelle'r zur regelmäßigen Koordinjerung
treffen. Bei der Verzahnung der verschie-
denen Baumaßnahmen müssen enge Zu-
ständigkeitsbereiche überschritten wer-
den; die wechselnden landschaft lic he n Si
tuationen im Tal erfordern ein ständiges
Eingehen auf neue Situatlonen, um die
Vlelfalt des Talraumes so weit als möQlich
zu sichern. Eine interdisziplinäre Gutach-
tergruppe aus neun Wissenschaftlern (Ve-
getationskunde, Zoolog ie, lchthyolog ie
(Fische), Ornltholog ie, Am ph ibien,
Schmetterlinge, Hyd rolog ie, Klimatologie
und Landwirtschaft) begleitet durch Um
weltministerium und Natu rsch utzbehör-
den, ist zur ökologischen Beweissicherung
geblldet. Diese Gruppe hat Vorschläge zur
Biotopsicherung und -gesta tung entwik-
kelt, die in d e Pläne übernommen werden.
Hierbei steht die Sicherung wertvolleI
Standorte im Vordergrund. Geht ein Stand-
ort durch den Kanalbau völlig verloren,
werden Sicherungs- und U msetzungsmaß-
nahmen elngeleitet. Durch diese Wissen-
schaltlergruppe ist ein ständiger Überbllck
über die Veränderungen im Tairaum gege-
ben. Er wird ergänzt durch eine kontinu-
erJiche Dokumentation der Entwicklu ngs-
stadien der Vegetation, vor allem in den
Uterzonen. Der Trägerverein Altmühltal
f ührt erne reqelmäßiqe Fotodokumentation
der verschiedenen Baustadien von be-
stimmten Standorten aus. Durch diese Ar-
beiten so len die starken Einqriffe in den
.,.*31";v : j,
Das A tmirh ta geste!'n. Es ze chnet s ch durch natürl che Eigenarten aus, die auch
we terh n dom n eren so en. Der Landschaftsp aner will dort , nicht d e Br!ckenqelander - ^aus dem Neckerrnann Katalog' schen. lö
Landschaltsraum, ih re Auswirkungen un-
tersucht und auch fLlr andere lvaßnahmen
mit solch starken Eingriffen in den Land-
schaftshaushalt ausgewertet werden.
So ist zu hoffen, daB die vielen offenen
Fragen bei Grundwasserhaushalt und Bo-
denbildung, Vegetation und Tierwelt bei
dieser großen Baumaßnahme erforscht
und damit auch Zielvorstellunqen für an-
dere, ähnlich gelagerte Fälle entwickelt
werden.
lnzwischen wird die Arbeit des Land-
schaftspraners du.ch eine seh" starke Of-
fentlichkeitsarbeit unterstützt, ja gef ordert.
ln der langen Zusammenarbeit hat sich
auch das Verständnis zwischen dem Land-
schaftsplaner und den Technikern sehr ge-
wandelt.
Das Altmühltal heute: Der Kanal ist im Bau. Das Ziel aller Arbeiten besteht darin, die
Wasserstraße so in die Landschaft einzugliedern, daß die hohe Qualität des Altmühltals
erhalten bleibt.19
Der Landschaftsplaner wird als unverzicht-
barer Partner angesehen, um diese starken
Eingriffe in den Naturhaushalt überhaupt
'nil Verantwortdng durchführen zu können.
Probleme der Umselzung
Bei einer so großen Baumaßnahme rnit der
Vielzahlvon Beteiligten, dem Eingehen auf
die Wünsche der Arliege'. taJchen eine
Fülle von Problemen ständig neu auf. Drei
Aspekte, die sich besonders auf die land-
schaftliche Gestaltunq auswirken, werden
hier zum Schlu ß genannt.
1. Anspruchsdenken dervom Bau Betrof-
fenen
Jeder Grundbesitzer nimmt die Natur so
h,n. wie sie ihm gegeben ist, solange sein
Grundstück nicht von anderer Seite durch
Eingriffe irgendwie verändert wird. Die Ge-
ländewelle in derWiese, die hierzwischen-
/eitlich au,lretenoen VerlassL'lger. ÜDe'
f lutungen durch Hochwasser, unbefestigte
Zufahrtswege sind vorqeqebene Elernente,
mit denen auch der Landwirt überJahrhun-
derte qelebt hat.
Jede Bau maßnah me weckt Begeh rlich kei-
ten, die ein Bauträger lerder erfüllen muß,
wenn er seine l\,4aßnahme Überhaupt in
einem bestimmten Zeitraum durchziehen
will:
Nach völ ig eingeebneten Ackerflä-
chen, ohne jeden schattenwerfenden
Bau m und Hecke,
nach trockenen Wiesen. die auch nicht
mehr dem klelnsten Kiebitz Unterstand
gewäh ren.
Sobald Wasser auf einem Weg stehen
bleibt. wird nach der Rhein-l\y'ain-Donau
AG gerufen. Dle Perfektion ist der größte
Feind de' Nalur, w. wunscl-en urs rm
AltmLlhltal weniger Perfektion, um mehr
Natur zu erhalten.
2. Das Diktat der Ausbaustandards
Standards wollen Gleiches, setzen Glei-
ches voraus. Die Natur jedoch ist vielfältig,
sie wird durch Standards zerstört:
Durch Forderungen nach g leichmä-
ßigen Uferböschungen und Wege-
breiten,
nach exakt ausgeführten Gräben mit
befestigter Soh le,
- nach gleichmäßigenGewässerbreiten,um dem durchziehenden Schiff eine
einheitliche Wasserstraße anbieten zu
können.
So wird vieles Unsinnige gemacht, aber es
hat seine Begründung, weiles dafür Norm
und Vorsch rift gibt.
Wir wünschen uns weniger Vorschriften
und verstärktes Eingehen auf die wech-
selnden Bedingungen des Standortes.
Wenn der Landsc haftsa rc h ite kt Wege-
schwingungen und Böschungen flach aus-
laufen läßt, so versucht er damit, natürliche
Elemente zu den vorhandenen natürlichen
hinzuzufügen.
Al e Baumaßnahrnen müssen slch in diese
stets differenzierende Vielfalt einordnen,
der Schematismus, das Rege profil darf
hier nicht dominieren. Diese Forderung
verlangt vom höchsten Planer im Büro bis
zum letzten Hilfsarbeiter an der Baustelle
eine ständige Anpassung an die wechseln-
den natürlichen Bed ing u ngen.
3. Das Einfache ist immer das Bessere
Jede Baumaßnahme verändert naturge-
mäß die naiürliche Umwelt, es werden neue
künstliche Elernente eingeführt, neue lvla-
terialien wie Beton, Aluminium, Gias, tau-
chen in einem Landschaftsraum auf, der
bisher durch völllg andere Elemente be-
stimmt wurde. Die Forderungen nach Dau-
erhaftigkeit, Sicheru ng gegen tausendjäh- 20
riges Hochwasser, nach Pllegeleichtigkeit
u.a. führen leider oft zum Überziehen der
Ausbauelemente, zu einer erschreckenden
Nivellierung bis hin zur Geschmacklosig-
keit. Das gilt für den Papierkorb am Park-
platz ebenso wie f ür manchen Brunnen, der
als Ausgleichsmaßnahme in den Dörfern
steht.
Gerade das Altmühltal ist ausgezeichnet
durch natürliche Eigenarten. sie müssen
auch weiter dominieren - nicht die Brük-kengeländer aus dem Neckerman n-Kata-
log.
Der ungeheuere EingritJ in das Altmühltal
durch den Kanalbau wird uns täglich bei
allen Arbeiten bewußt. Nur wenn alle in der
notwendioen OJfenheit und Flexibilität, in
der gegenseitigen Unterstützung m iteinan-
der arbeiten, kann das gesetzte Ziel, näm-
lich die landschaftliche Eingliederung des
Kanals bei Sicherung der hohen Land-





Vortrag von Professor Karl Kagerer, freier
Landschaftsarchitekt BDLA, Nilünchen
Dles ist in dieser Zusammenfassung ein
wahrhaft anspruchsvolles Thema, das in
einem halbstündigen Referat kaum zu be-
handeln ist. lVan bräuchte für jeden einzel-
nen Komplex eine Voresungsreihe, um
sich verständlich zu machen.
Wie läßt es sich erklären, daß man sich
heute mit dem ganzen Gewicht dieser The
matik befaßt, wo doch vor wenigen Jahren
allein der Begriff ,Landschaftsplanung' bei
einer Fachtagung frlr Wasserbau kaum et
was zu suchen hatte? lst es nur eine l\lode,
daß man beg nnt, sich rnit der Landschaft
nicht nur als Betrachtungsobjekt, sondern
als Lebensgrundlage zu befassen, oder
beginnt sich hier ein Urinstinkt des Men-
schen, vor einer noch nicht erkennbaren
Gefahr warnend, zu regen? Erinnert man
src'l de> griechischen o'rr'osophen lhales.
der schon vor 2% Tausend Jahren die
These,,Alles Leben sei aus dem Wasser
entstanden und entstehe weterhin aus
dem Wasser"?
Eine U ntersuchung stelltfest, daß in Arneri-
ka die Fäkalien von 92 N,4illionen l\,4enschen
ungereinigt in Seen und Flr]ssen abgeleitet
werden.
Die lv4eere werden nach wie vor durch Gifte
und lnd ustrieabfalle verseucht.
Die Wissenschaftler rechnen jährlich mit
dem endgültigen Umkippen der Ostsee.
Die Kopenhagener Bevölkerung wird jähr-
lich zur Besichligung eines vermeintlichen
Natu rschauspiels - des lVeeresglühensaufgerufen. ln Wirklichkeit zeigen nur die
Rotalgen den partiellen biologischen Tod
des l\.4eeres an.
Die thermische Vergiftung der Flüsse
durch Kraftwerksabwärme nimmt zu. Der
Wärmelastplan für die Donau räumt schon
lemperdtLrren bts -2/ c als leqrlrF ern.
Alljährlich failen [,4i]lionen Tonnen nicht
verrottbarer Abfälle als Leitfossi ien des
Homo faber an. Den Bauern gewöhnt eine
lnfernalische Lobby das logische Denken
ab, um sie traumwandlerisch von der Not-
wendigkeit der rnassierten Verwend u ng
industrieller Produkte zu überzeugen. Die
Dosierung wird nicht von der vertretbaren
Notwendigkeit, sondern vom Geschäftsbe-
richt der Konzerne diktiert mit dern Ergeb-
nis. dd ß Jeder d rille Burdesbür ger ar eirer
nicht erklärbaren A lergie leidet und die
Zahl der nicht heilbaren und der chroni-
schen Krankheitsf ä1le bedeutend zunimml.
Es geht hier urn einen latenten Vergiftungs
prozeß unserer Umwelt. Ein ertappter
Rauschgiftdealer kommt ins Zuchthaus,
doch was geschieht hier?
Das Bruttosozialprodukt Herzstrlck je-
der erfolgreichen politischen Aktivität
muß wachsen, anderenfalls kostet dies
Wählerstimmen.
W r wissen heute noch nicht, w e stark und
n welcher Weise die bedenkenlose Ver
wendung von Pestiziden und Herbiziden
aufgrund ihrer Giftigkeit und Beständigkeit
die biologischen Systerne belasten. lm
Fr ihjalr 1980 wurde eina aufwFrdig a r ge-
setzte Treibjagd im Raume Dorfen nach
einigen Stunden erfolglos abgebrochen,
nacl'de'n es licht gpiarrg, auch 1Jr einen
einzigen Hasen zu sehen, geschweige den n
ihn zu schießen.
Die Reaktion ist der Ruf nach Abschuß der
Grelfvögel, die woh alle Hasen gefressen
haben. Der Hase aber ist ein Feldhase, der
sich vorwiegend von den Kräutern der
Fedraine ernährt, diese aber sind unter
dem iatenten Einfluß der Herbizidspritzun-
gen kaum noch vorhanden oder hochgra
dig verg iftet.
Die Verm utu ng, daß der Hase durch laufen-
de Vergiftung steril geworden und nicht
rnehr fortpflanzungsfähig ist, erörtert
man nur hinter vorgehaltener Hand. Böse
Zungen behaupten, daß jeder im Gäu 22
boden abgeschossene Hase eigentlich in
d e Tierkörperverwertung abgeliefert wer
den rnüßte.
Der weiße Fischadler - Wappentier derkanadischen Flagge - ist am Aussterben,weil er sich als ziem ich letzter einer Nah-
rungskette von den DDT-angereicherten
Fischen ernährt, was wiederum bewirkt,
daß die Kalkproduktion für seine Eier ge
stört ist und er diese beim Brutvorgang
zerd rÜckt.
Sie werden fragen, was hat das alles mit
dem Ausbau der Donau zu tun? lm übertra-
genen Sinne sehr viel. lch möchte auf die
Komplexität eines Eingriffes in ein ökolo-
gisch ausgewogenes und damit stabiles
System auf merksam machen. Landschafts-
planung kann hier nur ein kleiner Beitrag
sein, als ein durch den [/]enschen anwend-
bares Regulativ im Zusammenwirken der
Kräfte des natürlichen Geschehens.
Dieses natürliche Geschehen oder das
ökologische Gleichgewicht ist in sich äu-
ßerst stabil mit elner hohen Belastbarkeit
oder einem 1o1p1 Pufferungsve'möger.
Als simpler Verqleich zum blesseren Ver-
ständnis mag folgendes Beispiel dienen:
Titriert man in eine saure Lösung unter
Zuhilfenahme eines Katalysators wie Me-
thylorange oder Fuchsinroi eine Lauge, so
ändert sich eine ganze Weile gar nichts.
Erst wenn das Pufferungsvermögen er-
schöpft ist, erfolgt von einem Tropfen zum
anderen der Farbumschlag das ist jener
Zeitpunkt, zu dem im übertragenen Sinne
in der Landschaft aufgrund latenter Ein-
grlffe oder Veränderu ngen das Pufferungs-
vermögen erschöpft ist.
Das gewachsene System kippt um, es baut
s ch ein reues Systerrnit eine|hm eige-
nen biologischen Stabilität auf. Die Annah-
me, daß dieses Umkippen eines land-
scha[rsspezifische'l Syslems irl Sinne ei
ner Katastrophe abläuit, ist naheliegend. ln
letzter Konseq uenz wäre d iese Katastrophe
ir'r Si11e eines "egulierender Neubegi'r.rs
aus ökologischer Sicht eventuell sogar als
Prozeß der Hei ung zu verstehen. Der Un-
tergang von kulturhistorisch bedeutenden
Stätten ist nicht seJten auf eben eine durch
den l\,4enschen verursachte landschafiliche
Fehlentwicklu ng zurückzuführen. Eine sol-
che umwandelnde Katastophe kann lang-
fristig auch natürlich bedingt sein. Berge
und lvleere sind auf diese Weise entstan-
den. Dies aber geschah in Zeiträumen, die
für den l\,4enschen nicht erfaßbar waren.
Wenn wir einen Beitrag zur Stabilität, zur
Erhaltung unseres Lebensraumes leisten
wollen. so kann das nur so verstanden
werden. daß der durch den Menschen ver-
ursachte Eingriff in das gewachsene Sy-
stem, wenn schon nicht verrneidbar, so
durch flankierende und abstützende l\laß
nahmen aufgefangen und ausgeglichen
werden muß.
ln vergangener Zeit wird man bei der Er-
stellung technischer l\/aßnahmen in der
Landschaft nur selten die landschaftliche
Einblndbarkeit im Auge gehabt haben, an-
dererseits macht die heutlge Zeit aufgrund
der gesteigerten wi rtsc haftlichen u nd tech
nischen l\ilöglichkeiien unvergleichbar
stärkere Eingriffe in natürlich gewachsene
Systeme mög lich.
Doch wenden wir uns wieder dem Kanal in
der Sche telhaltung zwischen Hilpoltstein
und Bachhausen und der Donauausbau-
strecke zwischen Kelheim und Straubing
zu. Jede Teilstrecke stellt den Landschatts
planer vor streckenspezifische Probleme,
kaum eine Erkenninis ist übertragbar auf
eine andere Situation. Die Schwierigkeiten
sind vergleichsweise gering, solange man
nicht vorhandene Gewässersysteme tan-
qiert, die dann durch den Bau der Schiff-23
fahrtssiraße vöIlig verändert oder gar be-
seitigt werden, wie dies bei der Altmühl
zum Teil der Fall ist.
Betrachten wir zuerst den Abschnitt der
Scheitelhaltu ng zwischen Hilpoltstein und
Bachhausen.
Hier finden wlr einen flachen, breiten Tai-
raum bei weitgehend extensiver landwirt-
schattlicher Nutzung. Es dom inleren arten-
arme Kiefernwälder, d ie freie Landschaft ist
recht ungegliedert und ausgeräumt. Die
notwendigen Schleusenbauwerke liegen
hier recht geschickt in Waldbereichen an
vorhandenen Talrand anstiege n eingefügt.
Es werden hier keine bedeutenden Gewäs-
ser verändert, die Schwarzach wird Llber-
quert, die Schwarzachaue durch den Ka-
nalbau nicht belastet. Die anstehenden
Bdden bestehen üDe.wtegend aus Opa.t-
nustonen und Feuerletten. das sind nicht
nur für den Wasserbauingenieur ausge-
sprochen kritische Böden. Hier werden im
Finschnrttsberpicl besoroere inqen reu -
bio ogische l\,4aßnahmen und Prof ilabfla-
chungen notwendig werden. Diese Profil-
veränderungen kommen bei einem zwar
qrößeren Flächenbedarf der landschaft
lichen Einbindbarkett entgegen. Die Tras-
senführung auf Dammstrecken fällt anteil-
mäBig nicht sehr ins Gewicht.
BedeutLrngsvoll werden jene fl;che1 zwt-
schen Auftrag und Einschnitt, wo der Kanal
niveaugleich rm vorhandenen Gelände
liegt. Dort ist es möglich, kanalbegleitende
Stillwasserzone n anzulegen, die als Laich-
oiotope m't dem Kanal zwa|n Ve.binoung
stehen, aber durch unzugängliche lnsel-
ketten (Brutbiotope) von ihm getrennt sind.
De Ausbaulolger konnFn l-ier zu e:np.
landschaftlichen Bereicheru ng werden, bei
VerbesserJ'lg dpr ErnolL,ngsfurktion so-
wie der wirtschaftlichen Struktur. Die Be-
schaffung der notwendigen Ausg leichsflä-
che'r isl zu'n Teil durcl F,u'oe.erntgungs-
verfahren mögIich oder durch Zukauf über
das Wasser- und Schrttahnsarrt zugesi-
chert. Politisch gesehen stehen diesen
l\,4aßnah men keine spürbaren lnteressen
entgegen. lm Rahmen der Ausgleichsmaß-
nahmen sind zusätzliche Aufforstu ngen,
besonders in Einsch nittsbösch ungen, vor-
gesehen. Standortverbesserungen auf kar-
gen Böden lassen sich durch Aushubmas-
sen aus Taiböden erzielen. Die Landschaft
wird durch Pflanzma ßnahmen gegliedert.
Bevor nun der Kanal tn das Bett der Donau
mündet, ist ein in jeder Hinsicht brisanter
Abschnitt zu bewältigen, die Durchque-
rung Kelheims. Es wäre geheuchelt, dieser
Situation gestaiterisch etwas Positives ab
zugewinnen, denn dod wird das, was Kel-
heim landschaftlich bedeutungsvoll macht,
nämlich die mäandrierende Altmühl mit
ihren baumbestandenen lnseln,verschwin-
den und durch den Kanaltrog ersetzt.
Doch dabei bleibt es nicht. Es kommen
noch weitere flankierende lvlaßnahmen
dazu, die mit der Schiffahrtsstraße nichts
zu tun haben, nämlich die integrierte Hoch
wasserfreilegung, die sich innerhalb Kel-
heims nur durch parailel zum Kanal verlau-
fende l\/auern lösen läßt. Bei Kelheim endet
der Stauwurzelberelch, in dem sich auch
zukünitiq die Hochwasser voil niederschla-
gen. Dies bedingt auch, daß bei höchstem
navigierbarem Hochwasserstand noch
eine Durchfahrtshöhe unter den Brücken
von 6,40m gewährleistet sein muß. Aus
Gründen verkehrlicher, politischer und lo-
kalpolitischer sowie emotionaler Art wird
zu den bisherigen Brücken eine zusätzliche
Osttangente gefordert, so daß Kelheim in
Zukunft im Schatten der Auffahrtsrampen
optimalen Windschutz genießt. Es belasten
hier zu viele, gestalterisch kaum noch ver
\rarlbare l.teressen w e Schiftahrt. Hocn- ^ ,wasserf rer leq Jnq, Sr.aßenbau, die lnleres' 24
sen der Stadtverwaltung, die der Bürgerini-
tiativen und des Ein zelhan delsve rbandes
etc. das gestalterische Bemühen. Notwen-
dige Ausgleichsflächen sind hier fast nur
über den Weg der Enteignung mit wenig
Aussicht auf Erfolg möglich.
Von Kelheim nach Regensburg fließt die
Donau zwischen flankierenden Karstber-
gen in einem schmalen Talraum. Die fluß-
begleitende Landschaft ist stark geprägt
durch wilde KiesaL,sbeLten, oie Leilweise zL.l
Ödland werden oder als Mülldeponie bzw.
bei Grundwasseranschluß zur Fischzucht
verwendet werden. Die Donau unterlag h ier
einer latenten Eintielung von 2 bis 3 cm pro
Jahr, so daB ehedem vorhandene Alt-
wasserrinnen weitgehend trocken f ielen.
Auwaldreste waren nur mehr beschränkt
vorhanden. Der Talboden wurde weitge-
hend durcl. Crünland genut.,r. in geringem
lvlaBe wurde er auch beackert. Eine ganz
erhebliche landschaftliche Beeinträchti
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gung finden w r durch die ausgedehnte
Campingan age bei Kapfelberg mit dem
[,4 oto rboothafe n.
Die AJSbaJlolge.r w,rke1 s ch hier ir sge
samt positiv auf die flußbegleitende Land-
schaft aus. Durch den Einstau konnten
vorhandene Altwasser wieder gef r.lllt sowie
neue Stil wasserbereiche angelegt werden
und mit den anfallenden Aushubmassen
eine beschränkte San ierung von vorhande-
nen Landschaftsschäden auf Privatg rund
erreicht werden. D e h er neu entstehenden
Biotope und flußbegle tenden PflanzmaB
nahmen durften sich in längstens z-.hn
Jahren ais schutzwurdig he[ausstellen.
l\,4 t dieser Planung wurde aber auch ver-
sucht, Über die Besitzgrenzen des soge-
nannten Verursachers hinaus H inweise
und Aussagen zur zukünftigen geordneten
Nutzung der Landschalt einzulerten. Dies
aber war e n Schlag ins Wasser, der wohl
aul margelha'le5 DJrchsetzuTg<verno
gen der Genehrnigungsbehörde einersejts
sow e auf die Ableh n u ng durch die Kiesab-
bauunternehmen zuruckzuführen ist. Man
fLihlt sich hier der zerschundenen Land-
schaft gegenüber nicht verpfl chtet.
ln den anschlieBenden Abschnitten Re
gensburg-Geis ing oder Gels ng-Strau-
brng oelinden wir Jl.s i1 zwei Stau'ä-mpr.
die nicht nur iür den Landschaftsplaner mit
allen nur erdenklichen Schwier jg keiten be
haftet sind. Die Donau wird hier im Norden
durch den zum Teil jäh ansteigenden Fal-
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kensteiner Vorwald, im Süden dagegen
vom Gäuboden begrenzt. Die vorzügliche
Eignung dieses Naturraums für die Land-
wirtschaft ist die Ursache für die nachhal-
tige Umgestaltung in ein agrarisch lntensiv
genutztes Kulturland. Die Donauaue weist
nur wenige, vielfach von land- und forst-
wirtschaftlicher Nutzung ü berlagerte öko-
log isch wertvolle Flächen, sogenannte
Biotope auf, denen gerade deshalb ein
besonders hoher Wert irn Sinne land-
schaftsökolog isc he r Stabilisatoren zuge-
sprochen werden muß. Von besonderer
Bedeutung sind hier die Brutbiotope, die
Nahrungsbiotope, verlandete Altwasserbe-
reiche und periodisch überflutete großflä-
chige Auwiesen innerhalb der weit zurück-
gesetzten Hochwasserd äm me. Diese Däm-
rne stammen aus der Zeit der letzten Ein-
griffe in die Dynamik der Flußlandschaft in
den Jahren zwischen 1920 und 1964. Es
ha'ldell sicl^ also be der Dorau, wie wir sie
heute kennen, um keln natürliches Fluß-
systern mehr, das noch vollständig lntakt
wäre. Die Bedeutung llegt in der noch
bestehenden lrlögiich kelt des lneinander-
greifens verschiedener Systeme. Diese be-
stehen aus dem F1ußlauf, den mit ihm ver-
zahnten Ufern, den periodisch überf uteten
Auwiesen, den Sti lwasser- und Altwasser
bereichen sowie aus den Grabensystemen
im Poldergebiet.
Wie werden die Ausbaumaßnahmen be-
gründet?
I\lit dem Ausbau zur GroBschlffahrts-
straße der Donau soll u.a. folgendes er
reicht werden:
1. Die Befahrungsmöglichkeit für Europa-
kah n-Viererverbände bis Regensbu rg.
2. Die Hochwasserfreilegung, ausgelegt
auf das 100jährige Hochwasser bei ei-
nem hier sehr großflächigen Einzugsge-
biet und
3. die Verlängerung der schiffbaren Pe-
riod e:
4. Verhinderung weiterer Soh leintiefu ng.
Du rch die technische Ausbaumaßnahrne
entstehen f olgende Primärveränderungen:
1. Das Fließgef älle wlrd durch Wehre und
Schleusen untergliedert und mehr oder
weniger im Sinne des hydrostatischen
Staues terrassiert.
2. Die Fahrrinne wird verbreitert und
zwangsläuf ig auch eingetieft.
3. Es wird eine Trasse nabflach u n g in den
Bad ien hinsichtlich der größeren
Sch iffsverbände notwend ig.
4. lm Zuge der Hochwasserfreilegung wird
der Querschnitt des Flußprofils von der-
zeit 80 bis auf 300 m im unteren Teil der
Stauräume verbreitert. Damit gehen hier
alle flußbegleitenden Biotope und Still-
wasser, Altwasser, Auwälder und Au-
wiesen verloren.
Aus diesen Nlaßnahmen resultieren die
neuen Wasserstände für den Stauraum
Geislinq wie folqt;
Normal HNN HQ100
Stauwurzel 320.33 322-oa 324.80
Weh r Straubing 320.00 320.16 321.00
Die bisher ineinandergreifenden Systeme
werden nach dem Ausbau überwiegend
durch nun parallellaufende abgelöst. Diese
bestehen aus: Schleusen, Stauwehren, ge-
dichteten Dämmen, dern Wegfall der Au-
wiesen im Bereich der ged ichteten Dämme,
die Hochwasser entfa len ln diesem Be-
reich, dies bedeutet ein Absterben der Au-
wälder bzw. deren Urnwandlung in Acker-
flächen.27
lm oberen Drittel des Stauraumes wird
allerdings die F lu ßlandschaft du rch gering
füaiqe Anhebuno des Wasserstandes öko-
logisch eine Bereicherung erfahren. Vom
zweiten Drittel eines Stauraumes flußab-
wäris gesehen wird aber eine ökologische
Verarmung nicht zu verhindern sein, ob-
wohl es gelunqen ist, durch Dammkorrek-
turen wertvolJe Situationen zu retten und zu
erweitern. Ein wichtiger Punkt in diesem
Komplex ist die Trennung des Grundwas-
sers vom F lu ßwasse rsystem im Dichtungs
bereich.
Die la n dsc h aftsp lanerische Aussage läßt
sich meist nur durchsetzen, wenn sich der
hierfür erforderliche Grund im Besitz des
sogenannten Verursachers belindet oder
erwerben läßt. ln angrenzenden Bereichen,
die sich in Privatbesitz betinden, lassen
sich Planungsvorschläge meist nur durch-
setzen. wenn s;e
die Rhein-N,4ain-Donau AG auf ihre
Kosten durchführt und
wenn sich aus der vorgeschlagenen
Nraß'tahmp eine Ertragssteigerung
aus der Nutzung vermuten läßt und
der Besitzer grundsätzlich damit ein-
verstanden ist.
Okologisch bedeutungsvoile lvlaßnahmen
außheralb des Rhein-lvlain-Donau AG-Be-
sitzes können aufgrund dieser Erkenntnis-
se nur auf sogenanntem Unland, das ja
sowieso meist durch die lvlöglichkeit natür-
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licher Sukzession ökologisch bereits be-
deutungsvoll ist, vorgeschlagen und reali-
siert werden. Der Slogan, daß der Bauer der
beste Landschaftspfleger sei, ist nurzutref-
fend, wenn sich vom ,,zu pJlegenden Land"
Erträge erwirtschaften lassen. Davon zeu-
gen die brachfallenden Flächen erirags-
schwacher Böden. An der Donau haben wir
aber in den betroffenen Bereichen meist
nur hohe Bonitäten. Die Flu rbereinigung ist
hier ein schwacher Partner, weil die Abhän-
g ig keit von der Teilnehmergemeinschaft
hinsichtlich landschaftsökologischer Be-
reicherung meist nur dürftige, mehr zufäl-
liqe Pflanzu ngen zuläßt.
lvlan f ragt sich, wo die Gründe f ür die heute
so oft gegeißelte Planungsschwäche ge-
rade in diesem Donauabschnitt liegen?
Die vermutlrch notwendigen Gewasser-
querschnitte zwischen den abgedichteten
Dämmen wurden nur gewässerbezogen
berechnet und dies so genau, daß kein
Quadratmeter des Profils Jür ein bepflanz-
bares, vorgelagertes Leitwerk geopfert
werden kann. Die Notwendigkeit der fluß-
beg leitenden Auenlandschaft wurde dabei
völliq .gnor;ert. U r'r derar tige Zwänge i1
Zukunft auszuschließen, müßten bereits
mit dem Beginn der Raumordnungsverfah
ren gezielt Landkäufe getätigt werden.
Beginnender Ausbau der Donau, baumbestandenes
Verlauf der Donau, die Steinschüttung den künftigen
Leitwerk markiert den derzeitigen
Verlau{.29
Erst mit der technischen Detailplanung
werden jene Bereiche offenbar, in denen
Land für ökologische Ausgleichs oder
ErhaltungsmaBnahmen erforderlich wird.
Jetzt erst kann unter Berücksichtigung
dieser Aspekte das notwendige Planfest-
stellungsverfahren anlaufen und ein über-
g "ei f e n d c5 f I L rbp.e i n i g u.t q sve r,a h re.l e i r-
geleitet werden. Nur auf diesern Weg sind
gleichermaßen die berechtigten Forderun-
gen von Landwirtschaft und Naturschutz
zu befried igen.
Die eigentlichen Probleme beginnen ftlr
den Landschaftsplaner m it dern Dichtungs-
bereich, der Trennung von Grundwasser
und Flußsystem, h ier wird der Damm in den
schlimmsten Fällen zur Zäsur zwischen
Acker und Wasser. Desl^arb .nLssen wit
h jer auf flachen, landseitig abgesch leppten
Böschungen bestehen, die flächenhaft zu
bepflanzen sind, wobei Pionier- und Am-
menholzarten in den ersten Aufwuchsjah-
ren sukzessive durch Läuterungshiebe zu
entfernen sind. Natürlich pflanzt man nicht
den Großbaum, sondern niedrige Feldge,
hölze in den Kronenbereich und läßt am
Darnmauflager sogenannte Fenster offen
fur die notwendige Sicherheitskontrolle.
Bei landseitiger celändeauffüllung aber
muß auf der Wasserseite des Regelprofils
ejn landschaftsökoJogisch nutzbarer Strei-
fen, und sei es durch geringfügige Damrn-
verschiebung, bereitgestellt werden. ln die,
sen Bereichen, die im ldealfall eine Ge-
samtbreite von nicht unter l5m haben
sollten, können die Stillwasserbereiche
und auwaldähnlicher Bestand sich ab-
wechseln, um die Trostlosigkejt verstein-
ter, maisfeldgesäumter Ufer optisch zu mil
dern und ökoiogisch zu verbessern. Beson-
dere Bedeutunq haben die Bereiche der
Wehre bzw. der Schleuseninseln, den n hier
finden wir funktionstrennende Flächen, die
keiner ökonomisch fundierten Nuizung un-
terliegen. Sie sind darüber hinaus später
kaum durch menschiiche E nwirkungen
gestört. Hier müssen die technischen Bau-
werke in auwaldähn liche Aufforstungsbe
reiche eingebettet werden. Die Schleusen-
inseln rnLlssen gebuchtete Stillwasserbe-
reiche mit starker Uferverzahnung und Ver-
landungszonen erhalten.
Außerhalb der Dämme sind alle vorhande-
nen Gräben zu erhalten oder, sowe t zur
Entwässerung notwend ig, unter Schonung
vorhandener Pflanzenbestände, die hier
wertvolle Rückzugsbereiche f r.lrAmphlbien
urd andere Ttere darsLellen, zL .äumen.
Ergänzende Pflanzungen, mög lichst an
den Südseiten der Gräben, erhöhen die
Stabilitäl dieser Systeme und schränken
die Eutrophierung und den Pflanzenwuchs
rn dem meist mit Düngerauswaschung zu-
sätzlich belasteten Wasser etn.
AlJe Maßnahmen sind mit den Flurbereini
gJ.rqsä'nlern abzJSLmrnen, Lrr so etne
mög lichst wirkungsvolle gegenseitige Er-
gänzung zu erreichen.
Die Öberauer Sch leife
Jeder Stauraum hat seine speziellen Pro-
blemschwerpunkte. Eine solche Situation
finden wir an der öberauer Schlelfe. Diese
reizvolle und ökologisch besonders wert-
voiie Flußschleife muß aufgrund der not-
wendigen Trassierungsknterien für die
Schiffahrt über einen Durchstich abge-
trennt werden. Dle abgetrennte Flußschlei-
fe hat hier ein Fließgefälle von etwa 1,50 m.
Die jetzt zum großen Teil noch als Grün-
land bewirtschafteten, periodisch von
Hochwassern Lberflüteten Aüwiesen
durch gedichtete Därnme von der etwa 4 m
höher liegenden Donau getrennt, würden
in Zukun{t trockenld,len. F nes der orni-
tholog isch wertvollsten Gebiete Deutsch- 30
lands würde aufgrund der sich anbahnen-
den Entwicklung vernichtet, wenn es nicht
durch sinnvolle Planungsmaßnahmen ge-
ingt, die Forderungen der hier betroJfenen
G ruppen zu koordinieren.
D e Landwirte fordern: Wenn wir schon
durch die Maßnah men an der Donau so viel
Land einbüßen, beanspruchen wir jetzt die
trockenfallenden Auwiesen zur Beacke-
rung. Die jetzt uberflüssigen aten Hoch-
wasserdämme sind zu schleifen. Das a te
Donaubett ist weitgehend aufzufLlllen zur
Verbesserung der Ertragsstruktur. Hier ist
anzumerken. daß bei einer Flächenbilanz
innerhaib der alten Dämrne durch die l\y'aß
nahmen bedingten Auffüllungen beider-
seits der neuen Dämme im Grunde die
ackerfähigen Flächen zunehmen. Die Flä-
chenverluste liegen ausnahmslos m Be-
reich der Brut-, Lalch- und GrÜnlandbio
tope.
Die Forderungen der Landwirte werden
getragen durch eine sehr starke Lobby in
den Landwirtsc haftsämtern. im Bauern-
verband, durch die Vertreter der Landwirt-
schaft im Senat und sogaI in den Natur
schutzbeiräten von Regierung und Städ-
ten.
Die Fischer fordern: Weitgehende Offen-
haltung der Flußschleife mit rnöglichst ho-
hem Zulauf aus der höher iegenden Donau
mit Durch aufmöglchkeit in das Unterwas-
ser der Donau. Diese Forderungen werden
I
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ebenfalls von etner starken Lobby getra-
qen. Denken wir nur daran, daß die Stadt
Straubing für den Stadtbereich allein 1500
Fischkarten ausgegeben hat.
Der Naturschutz fordert die Erhaltung der
alten Dämme mit den landschaftsbestim-
menden Pappelrelhen als Baudenkmal, die
Erhaltung der Auwiesen trotz fehlenden
Hochwassers, die teilweise Erhaltung der
Wasserf lächen des ursprLlnglichen Donau
bettes mlt der Ausweisung der gesamten
Oberauer Sch leife als Naturschutzgebiet.
Um hier dle ökologische Vielfalt zu erhal-
ter. isr es J'tabdngoar. oe ObctaLer
Schlerfe unter Schutz zu stellen, wobei die
berro'foren -a"ldwirtF trn Ra1'npr eites
Llbergeordneten Flurberein gungsverfah-
rens aus dem Aufkauf von Ersatzflächen
abgefunden werden müßten. ln jedem Fal
muß die jetzige ökolog ische Bandbreite der
Oberauer Schle fe erha ten b eiben.
Dies würde folgende l\laßnahr|en voraus
setzen:
Größtmögliche Erhaltung des jetzigen
Donauflußbettes dLtrch Aufstau urIl ca.
1,30m im unteren Bereich. Dadurch wür
den im oberen Teil der Sahleife Verlan-
dungsflächen für Watvögel entstehen. Die
Einspelsunqsmöqlichkeit mit Wasser aus
der Donau muß über ein Wehr gesichert
sein. um per od sche Wasserspiegelanhe,
bungen im Fruhiahrsicherzustellen und d e
Auwiesen als Nah rungsbiotop für Brachvo-
gel. Rotschenkel usw. zu erhalten. Die Be-
schränkung auf das von den Karstbergen
a'ld ingenda GtLrowasset *"td" r.., u'"-.
u n beabsichtigten Näh rstoffverarmung f rih
ren und d e Lebensbedtngungen für Fische
und sonstige Wasservögel verändern. Der
Abfluß der Altwasserschleif e kann über die
nördöstlich tangierende KöBnach erf olgen
l\lan fragt sich - ist denn dieser Aufwandmit der damit verbundenen landwirtschaft-
lichen Nutzungseinschränkung zu recht-
fertigen ? Die Antwort kan n n u r se n: Ja. Die
Existenzmög ichke t des Brachvogels soll
te h ier n icht um seiner selbst willen verstan
den werden. Wenn man ihm als,,Zeigef'
aber dle Lebensmöglichkeit entzieht und
ihn zur Abwanderung zwingt, so ist das ein
Zeichen dafr]r, daß ein in sich geschlosse-
nes, stabiles biologisches System zusam-
mengebrochen ist.
Resümee
l\,4an kann nicht ungestraft auf ein notwen-
d ge. Pore'tria vo1 S-ao lisalo-en, wia .ie
d e ökologisch wertvollen Bereiche darstel-
len. verzichten, sonst haben wir uns mit
al en negativen Ersche nungen der ökolo-
gisch vera[mten, nur durch Monokulturen
unter merkantilen Gesichtspunkten ausqe-
beuteten Landschaft schon kurzfristto aus
einanderzusetzen.
E n Fragment aus einer Betrachtung von
Frederc Vester möge dese Ausführung
abschließen Er sagt in einem seiner Bü-
cher u. a.: ,,Das e nzige System, weiches
b sher erre ve'nJnttiga Ca dnti^ de< Uop-
lebens autzuweisen hat, ist das biologi
sche. D ese Lebewe t existiert se t rund 4
l\l lionen Jahren und es ohnt sich sicher,
-orniqes von e ner Firma zu lernen, die über
so lange Zeit nicht Pleite gernacht hat".
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Zwei Standpunkle zu einem Gesetz
Der Bund und die Länder äußern sich zur
Novellierung des Binnenschiffahrtsauf-
gabengesetzes
Eine Novellierung des Gesetzes über die
Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der
Binnenschitfahrt vom 15. 2. 1956, zuletzt
geändert am 6. 8. 1975, steht an. Dabei
zeigen sich untersch ied liche Auffassu ngen
des Bundes und der Länder über die Neu-
fassung der Rechtsgrundlage für die Erhe-
bung von Sch iffah rtsabgaben.
Die jeweiligen Standpunkte von Bund und
Ländern und die sich aus der Neufassung
ergebenden Wegekostenbelastungen wur-
den von den l\,4inisterialräten Waldemar
Lenz und Fritz Dengler mit den nachfol-
gend wiedergegebenen Referaten vorge-
tragen.
Die Schitfahrtsabgabenpolitik des
Bundes: Zweck und lnhalt des
,,Aulgabengesetzes"
Vortrag von Ministerialrat Waldemar Lenz,
Leiter des Referates,,Ordnungspolitische
Angelegenheiten der Binnenschiffahrt -Schiffahrtsabgaben" im Bundesministe-
rium für Verkehr, Bonn
lch hatte ja schon einmal Gelegenheit, in
diesem Kreise ein Referat über die Schiff-
fah rtsabgaben politik des Bundesverkehrs-
ministeriums zu halten. lch f reue m ich nun
ganz besonders, daß ich heute erneut Gele-
genheit habe, auch ein mal über Zweck und
lnhalt der Novelle zum,,Aufgabengesetz"
zu informieren l'l nd, wenn gewünscht, auch
über die mit dleser Gesetzesänderung ver-
bundenen Wjrkungen auf die Schiffahrts-
abgaben politik zu referieren.
Der Zweck, aus der Sicht des Bundesver
kehrsministeriums und jetzt auch aus der
Sicht der Bundesregierung, liegt in der
Schaffung einer kiaren und eindeutigen
Rechtsgrundlage tür die Schiffahrtsabqa-
benerhebung. Nach dem derzeitigen Stand
können wir uns lediglich auf das Anstalts-
recht stützen, denn die ursprüngliche
Rechtsgrundlage ausdem Jahre 1911 kann
aus einleuchtenden Gründen nicht mehr
angewendet werden.
Ein weiterer Grund für die Gesetzesände-
rung iegt darin, daß wir in Verbindung mit
den Bestimmungen über die Erlaubniser-
teilung von Fahrten ausländischer Schiffe
auf deutschen Bundeswasserstraßen (S 2)
auch hier im Bereich der Sch iffah rtsabga-
ben (S2a) klarstellen wollen, daß es sich
auch be m Vlain-DonaL -Karal üm eine na.
tionale Wasserstraße handelt, auf der die
absolute Souveränität der Bundesrepu blik
Deutschland gegeben ist. Dies ist ein
Punkt, der uns sehr wichtig erscheint, weil
ja gerade von dem Ostblock diese Rechts
auffassung und damit auch die Erhebung
von Sch iffah rtsabg aben in Frage gestellt
wird. lnsofern muß man also dieses gesetz-
geberische Werk die Anderung des Ge-
setzes über die Aufgaben des Bundes auf
dem Gebiet der Binnenschiffahrt - imZusammenhang der beiden Paragraphen
sehen, die einerseits die Erlaubnis regeln33
und andererseits die Erhebung von Schiff-
rahrtsabgaber. Sowe t /urr Zweck.
Nun zum lnhalt dieser Novelle zum Aufga-
bengesetz, soweit es dle ja im Rahmen
dieses Referats nur inieresslerenden
Sch iffah rtsabg aben - also den S 2a -betrifft.
S 2a (1 ) bestimmt, daß f ürdas Befahren von
Bundeswasserstraßen und für die lnan-
spruchnahme von bundeseigenen Schiff-
fahrtsanlagen Schiffahrtsabgaben erhoben
werden. Dabei sind in derAnlagezu diesem
Paragraphen alle diese Wasserstraßen na
mentlich aufgeführt. Also auf diese Was-
serstraßen wird die Abgabepflicht be
grenzt. Die Anlage zeigt, daß nur die Was-
serstraßen auJgenomrnen sind, auf denen
bereits heute Sch iffah rtsabgaben erhoben
werden. Nicht aufgefllhrt sind die lvlosel,
weil diese einem internatonalen Regime,
also nicht der alleinigen Zuständigkeit der
Bundesregierung, unterl egt, ferner der
Rhein, die Elbe und der Abschnitt der Do-
nau, auf denen heute keine Abgaben er-
hoben werden.
S 2 (2) regelt d ie Befrerungen von der Abga-
benpflicht für Fahrzeuge des Bundes und
der Länder sowie für bestimmte Güterbe-
förderungen lür Rechnung des Bundes.
S 2 (3) statuiert den Bu nd als Abgabengläu-
biger sowie die Abgabenschuldner; das
sind die Haupt und Unterfrachtführer so-
wie die Eigentümer von Schiffen und
schwimmenden Anlagen. Sie haften als
Gesamtschuidner. lhnen wird auch d ie Ver
pflichtung auferlegt, nicht nur die Schiff-
fahrtsabgaben zu bezahlen, sondern auch
die für die Schiffahrtsabgabenerhebung
notwendigen U nterlagen vorzulegen. Eine
solche Verpflichtung gab es bisher nicht.
Diese Verpf lichtung ist verbunden mit einer
BuBgeldbewehrung, und zwar können die-
jenigen, die dieser Aufforderung nicht
nachkommen, mit einem Bußgeld bis zu
50000,- lvlark pro Fall belegt werden.
S 2 (4) bestimmt, daß immer dann, wenn
eine Wasserstraße befahren wird oder be-
fahren werden soll, aul der eine Abgaben-
pflicht besteht, die Fahrt nur solange erfol-
gen darf, bis die erste Schleuse betahren
wird. Das ist z. B. auf dem l\4ain von großer
Bedeutung. Abgabenpflichtig ist der ge-
samte Main, da die Erhebung aber aus
Rationalisierungsgründen nur an den
Schleusen vorgenommen wird, darf nicht
schon eine Ord nungswid rigkeit eintreten,
wenn jemand in den Main einfährt; er hat
aber d e Verpflichtung, an der ersten
Schleuse, die er befährt, dle Forrr]al täten
'j'die Abgabererhebung /u erled igen.
S 2 (5) enthält die Ermächtigung des Bun-
desverkehrsministeriums zum Erlaß von
RechtsverordnLrger. durch d e os
1. bestimmte m nderwichtige Wasserstra-
ßen, ferner behördlich angeord nete
Fahrten (2. B. bel Hochwasser- oder Eis
gefahr) und Beförderungen, die gesamt-
wirtschaftlich ohne Bedeutung sind
(2. B. Fischereifahrzeuge auf dern Weg
von und zum Fischen) von derAbgaben-
pflicht ausnehmen kann,
2. die Abgabenpflicht auf in der Anlage
nicht genannte Bundeswasserstraßen
ausdehnen kann, wenn sie nach Neu-
oder Ausbau dem Verkehr übergeben
werden, odeI wenn sie entgegen den
obengenannten Wasserstraßen nicht
mehr unbedeutend sind:
3. das Erhebungsverfahren, die Fälligkeit
und auch Erstattungen regeln kann;
4. die Höhe der Schiffahrtsabgaben fest-
setzen kann-
Ein besonders wichtiqes Faktum und auch
Novum ist, daß alle Verordnungen des Bun-
desverkehrsministeriums an das Einver-
nehmen des Bundesfinanzministeriums
und des Bu n deswirtsc h aftsrn in isteriu ms
gebunden sind, und daß vor Erlaß der Ver-
ordnungen eine Anhörung der betrofienen
Länder vorgeschrieben wird.
Über den bisher geschilderten lnhalt der
Absätze 1 bis 5 gibt es keine l\,4einungsver-
schiedenheiten, denn über die Notwendig-
keit einer solchen Rechtsgrundlage be-
steht Einm ütigkeit.
Anders ist das bei dem letzten Absatz die-
ses Paragraphen, also bei dem Bemes-
sungsrahmen für dle Sch iffah rtsabgabe n.
S 2 (6) legt für die Bemessung der Schiff-
fahrtsabgaben f olgendes festi
Der Eintachheil 1albe. ese icn den einer
Satz, der zwischen Bund und Ländern im-
mer noch strittig ist, einrnal vor: ,,DieAbga-
bensätze sind so zu bemessen, daß sie
sowohl der optimalen Nutzung der Bun-
deswasserstraße't Jnd bu'tdeseigenen
Schiffahrtsaniagen als auch dem Ziel der
Wegekostendecku n9 Fech n ung tragen."
Hier ist zum ersten lvlal in der Dlskussion
um die Festsetzung der Schiffahrtsabga-
ben der Begriff ,,optimale Nutzung der
Wasserstraßen" mit eingebracht worden.
Und was unter maximaler Nutzung zu ver-
stehen ist, hat die Bundesregierung in die
amtliche Begründung hineingenommen.
Sie will die Abgabenhöhe, die der Bundes-
verkehrsminister im Einvernehmen mit
dem Bundeswirtschaftsminister und dem
Bundesfinanzm in ister festsetzen kann, vor
allem darauf abstellen, daß die optirnale
Nutzung der Wasserstraßen gesichert ist,
und diese optimale Nutzung soll eine ver-
kehrliche Nutzung sein. Dahinter steht der
Gedanke, daß eine Steigerunq der Einnah-
men aus den Wasserstraßen nur kommen
kann und sollaus der i\,4enge des Verkehrs.
Und das ist, meine ich, einer der ganz
wesentlichen Punkte, daß näm llch die opti-
male Verkehrsnutzung im Vorderg rund
steht und nicht, wie oft befürchtet wird, die
Wegekostendeckung - also rein fiskali-sche Gesichtspunkte.
Es ist nicht etwa eine Gleichranglgkeit
vorgesehen zwischen optimaler N utzung
und Wegekostendeckung. Es sind neben-
einander gestellt ,,die optimale Nulzung
der Wasserstraße" u nd ,,das Ziel der Wege-
kostendeckung". lch glaube, dieser Unier-
schied ist wesentlich. Zu dieser Forrnulie-
rung ist es schließllch nach iangen Diskus-
sionen mit den Bundesländern und den
Verbänden gekommen. Die Verwend u ng
des Begriffs,,optimale Nutzuno" sollte
doch gerade den Eindruck beseitigen, daß
mit diesem Gesetz vorrangig oder gar aus-
schließlich rein fiskalisches Handeln er-
möglicht werden sollte. Dem dient zusätz-
lich auch die amtljche Gesetzesbegrün-
dung. Aber, urn auch die letzten Befürch-
tungen in bezug auf die Wegekosten, also
auf die Kostendeckunq der Bundeswasser-
straßen auszuräumen, heißt es dann im
gleichen Absatz sechs weiter, daß die Sum-
me der Sch iffah rtsabg aben auf keinen Fall
mehr erbringen darf, als die der Schifiahrt
anrechenbaren laufenden Ausoaben. Das
ist also eine ganz eindeutige Kiarstellung,
mit der man sich vom Kostendeckungs-
prinzip hier in diesem Gesetz praktisch löst
und auf das Aufgabengesetzesprinzip, mit
dem doch immer nur ein Teil der Wege-
kosten erreicht werden kann. beschränkt.
l\leine persönljche Meinung ist, daß ich
nicht glaube, daß selbst eine Ausgaben-
deckung erreicht werden kann. lch habe in
meinem letzten Referat schon ausgeführt,
daß wir heute durch d e Einnahmen aus
Sch iffah rtsa bgabe n auf den Wasserstraßen
in etwa eine Deckung der laufenden Ausga-
ben für Unterhaltung und Verwaltung und
Betrieb in Höhe von eiwa 30% haben. lch
glaube daher nicht, daß es eine realistische35
Prognose wäre, wenn man glaubt, mit den
Schiffahrtsabgaben die aufenden Ausga-
ben voll decken zu können und dabei
gleichzeitig auch das Wort optimale Nut-
zung in den l\4und nähme.
Die vorliegende Gesetzesnovelle soll und
muß aber der Bundesregierung die Mög-
lichkeit geben, eine Verbesserung der Aus-
gabendeckung auf den Bundeswasserstra-
ßen anzustreben. Daß dabei behutsam und
rnit wirtschaftlicher Vern u nft vorgegangen
wird, ist Llbrigens schon aus der Gesetzes-
begründung zu entnehmen. Wie anders
sollte man sonst wohl die Feststeliung ver-
stehen, daß durch die Schiffahrtsabgaben
und deren Höhe keine Verkehre von der
Wasserstraße abwandern dürfen und daß
die Wettbewerbsfäh igkeit der Wlrtschaft
erhalten bleibt.
Der Bundesrat hat Einwendungen gegen
diesen Absatz sechs erhoben und eine
neue Formulierung vorgeschlagen, der je-
doch die Bundesregierung widersprochen
hat. Darauf werde ich später noch zurück-
kommen.
Abschließend möchte ich noch auf die
Wirkungen der Gesetzesnovelle auf die
Schiffahrtsabgabenpolitik eingehen.
Dieses Gesetz soll das festschreiben, was
bisher auf dem Sektor Schiffahrtsabqaben
gemacht worden ist. Es sollalso die Abga-
benoolitik so weitergeführt werden. wie in
derVergangenheit. wosieja n'ne.zueiner
Einigung mit den Ländern und Betroffenen
führte. Wenn das so ist, viele befürchten,
daß es anders sein könnte, dann hat dieses
Gesetz keine Nachteile; im Gegenteil, es
kann n ur den Vorteil haben, daß wir endlich
eine Rechtsgrundlage hätten, die auch
spruchsicher ist, vor allen Dingen mit Blick
auf das, was aus dem Osten auf uns zu-
kommt.
Wen n jedoch Befü rchtu ngen geäu ßert wer-
den, daß die regionalen Belange durch
dieses Gesetz entweder vernach ässigt
werden oder gelegenllich nicht in aJsrei-
chendem l\/laße zur Geltunq kommen, dan n
kann ich dem eigentlich nur entgegenhal-
ten, wie soil man eigentlich Regionalpolitik
im Rahmen der Schiffah rtsabgabenpolitik
besser und wirkunqsvoller betreiben, als
durch eine optimale Nutzung der Wasser-
straßen. Wenn die optimale Nutzung der
Wasserstraßen bedeutet, so viel Verkehr
wie mög lich auf die Wasserstraßen bringen
und dami( auch die E'rnah'nen n'raxinie-
ren, wenn also feststeht, daß eine Maximie-
rung der Einnahmen nicht Selbstzweck ist,
sondern immer aus der optimalen Nutzung
der Wasserstraßen kommen muß, dann
gibr es rneiner Ansichl nach für eine so
aJfgebaule Abgaoenpoiirik TUr e'npn
Grund, nämlich die Regionalpolitik. Wenn
andererseits, wie auch in der Vergangen-
heit. die jewerls betrolrenen Lä1der pirer
WasserstraBe vor l\,4aBnahmen des Bun-
desverkeh rsm in isters gehört werden, dann
ist das doch ganz genau der Punkt, an dem
man zu erkennen gibt, daß man die Regio-
nalpolitik in diesem Gesetz zur Geltung
kommen lassen will. Denn die Länder wer
den sich mit den betroffenen Betrieben
lhrer Reqionen kurzschließen, um sich eine
l\/leinung bilden zu können. Außerdem, und
das möchte ich noch besonders betonen,
steht in der amtlichen Begründung aus-
drücklich, daß es erforderlich ist und sein
wird, die betroffenen Verlader vor Durch-
führung von l\,4aßnahmen auf dem Sektor
der Schiifahrtsabgabenpolitik anzuhören.
Auch damit soll - in der Vergangenheit lstdas ja immer so geschehen - jede N/laß-nahme auf dem Gebiet der Schiffahrisab-
gaben mit der Fragestellung, schadet die
vorgesehene l\y'aßnahme dem Verkehr, auf
ihre regionale und Wettbewerbswirku ng
abgeklopft werden.
cerade die bisherige Abgabenpoiitit< auf 36
dem lVIain und l\,4ain-Donau-Kanal hatdoch
gezeigt, Caß das Zusammenwirken von
Bundesverkehrsministerium, Ländern,
Schiffahrt und Verladern gut geklappt hat.
Das beweist auch die Verkehrsentwicklung
auf diesen Wasserstraßen ganz eindeutig.
Warum sollte also eine bewährte Praxis
qeändert werden? Gerade an dem Tarif
dieser Wasserstraßen ist d u rch d ie auch mit
Bayern einvernehmlich erfolgte Umstruk
turerung erst ermöglicht worden, daß
nicht alle Verkehre elnheitiich behandelt
werden mr]ssen - wie es vorher zwangsläufig war , sondern daß bei der Abga
benbemessung eben Transitverkehre e ne
andere Gewichtung haben als Verkehrz. B.
von und nach Würzburg, Bamberg oder
Nürnberg. Dadurch können doch gerade
regionalpolitische Gesichtspunkte in die
Abgabenbemessung einf ließen.
An dieser Feststellung kann auch die Tat-
sache nichts ändern, daß einige Forderun-
gen Bayerns, die schon heute eine Festle-
gung frlr Verkehre haben wollen, die erst
nach Fertigstel ung des Kanals an aufen
können, nicht erfüllt werden. lch bin der
Auffassung, daß man sich über relevante
Fälle unterhalten sol und nicht Llbertheo
retische Nlöglichkeiten, von denen man
heute noch n cht wissen kann, ob und wie
sie einrnal aussehen werden. Kritik an einer
erwarteten Abgabenpolit k sollte sich nach
meiner Meinung auf die bisherige Praxis
gründen, und nicht nur auf Befürchtungen,
die eigentlich nur aus einem unbegrLlnde-
ten l\lißtrauen herrühren.
Soweit zu den mit der Gesetzesnovel e
verbundenen Absichten.
Damit bin ich abschließend bei dem Ein-
spruch des Bundes[ates, der auf die lnitiati-
ve Bayerns zurLlckgeht - darüber werden
^-7 w.r 
ja gleich rr AnschlJß oie AuslLhrrrgcr
.J/ nernes trayerischer Kolregen hore'l und
eine Neuformulerung des S2a (6) vor-
sch lägt.
Aus seiner Forrnulierung geht hervor, daß
damit eigentlich nichts anderes erreicht
werden soll, als die Schiffahrtsabgaben auf
ihrer heutigen Höhe gesetzlich festzu-
schreiben. Wie soll man denn eine,,ange-
messene Decku ng derWegekosten anstre-
ben", wenn ,,gleichrangig... die Wettbe-
werbsfähigkeit der Wirtschaft (du rch
Schiffahrtsabgaben) nicht beeinträchtigt"
werden darf? Bei dieser Formulierung kann
man jede auch die nachweislich vert[et-
bare Anhebung einer Abgabe ab ehnen,
weil sie immer als Beeinträchtigung darge-
stel t werden kann.
Einer solchen Formulierunq kann die Bu n-
desregierung nicht zustimmen; das hat sie
ln ihrer Gegenäußerung zur Stellungnah
me des Bundesrates auch begründet. Sie
ist, wie ich oben bereits ausgeführt habe,
der Auffassung, daß der Wortlaut der Re-
gierungsvorlage dem berechtigten und
auch von ihr vertretenen Anliegen der Re-
gionalpol tik vol Rechnung trägt.
lch möchte zu den mehrfach geäußerten
Bef ürchtungen, die Gesetzesnovelle würde
zu einem solchen Übergewicht der Fiskal-
politik führen, daß damit die Regionalpoli-
tlk beeinträchtigt w rd dabel müßte man
dann doch woh der Fiskalpolitik jede wirt-
schaftlicheVernunftabsprechen auf
folgendes h inweisen:
Die Abgabenpolitik des Bundesverkeh rs-
ministers hat die Befürchtungen nicht be-
stätigt, obwohl er b sher alleine über Aus-
maß und Höhe der Abgaben entscheiden
konnte. Warum sollten solche Befürchtun-
gen dan n berechtigt sein, wenn der gleiche
Bundesverkehrsmin ster künftg dabei an
das trnvernehmen des Bundesfinanzm n -
sters und des Bundeswirtschaftsrninisters
gebunden ist und darüber hinaus auch die
betroifenen Blr ndesländer anhören muß?l
Die Bedenken der Bundesländer
zur Novellierung der Rechtsgrund-
lagen für die Erhebung von Schiff-
lahrtsabgaben
Vortrag von lvlinisterialrat Fritz Dengler,
Referent für bet rie bswirtschaffl iche
Grundsatzfragen und Tarif- und preispoli-
tik im Verkehr in der Abteilung Verkehr des
Bayerischen Staatsrninisteriums für Wirt-
schaft und Verkehr, l\4ünchen
Nach lhrer Erwartung kom mt es mir zu, den
Standpunkt der Länder zur Novellierung
der Rechtsgrundlagen für die Erhebung
der Sch iffah rtsabgabe n darzulegen. Die
Berechtigung zu diesem Versuch, diesern
Anspruch gerecht werden zu können, darf
ich als Angehöriger des Bayerischen Wirt-
schafts- und Verkeh rsm in isteriums davon
ableiten, daß die Diskussion um diese Neu-
formulierung auf seiten der Länder maß-
geblich von Bayern beeinflußt wo[den ist.
Dies hatte seinen guten Grund. Die Frage
der künftigen Sch itfah rtsabgabenpolitik
hat für Bayern eine besondere Bedeutung.
Der Kern der Problematik wird allerdings
von allen Bundesländern ebenso gesehen.
Deswegen war es auch nicht schwer, auf
Vorschrag Baycrn5 €,,aa ge1]einsame
Sprachregelung zu finden. D e besonderen
bayerischen Problerne liegen darin, daß
sich der Verkehr auf den Wasserstraßen
dieses Landes erst entwickein muß und daß
er von der Mainmündung bis Regensburg
Llber die längste abgabenpflichtige Was-
serstraßenverbindung von rund 600 km er-
schlossen wird bzw. erschlossen werden
soll. Da diese bayerischen Sonderproble-
me von so wesentlicher Bedeutung fr.jr den
bisherigen Verlauf des Novellieru ngsver-
fahrens waren, werde ich mir erlauben, lhr
Einverständnis dafür vorausgesetzt, diese
am Rande ebenfalls mit zu erläutern. Die
Neufassung soll ja doch gerade auch die-
sen Problemen gerecht werden können.
Zu Begrnn meiner Ausführungen möchte
ich die wesentlichsten Gemeinsarn keiten
zwischen der Bundesregierung und den
Ländern herausstellen, insbesondere auch
zwischen der Bundesregierung und
Bayern.
Übereinstimmung besteht darin, daß die
derzeitlgen Rechtsg rundlagen aus dem
Jahre 191 1 den eingetretenen Wandlun-
gen nicht mehrentsprechen und deswe-
gen auch nicht einmal mehr annähernd
als ausrejchend angesehen werden
kön n en.
Trotzdem wurde in der Vergangenheit
dem Bund die Erhebung von Schiff-
fahrtsabgaben weder von den Ländern
noch von den betroffenen Wirtschafts-
zweigen grundsätzlich streitig gemacht.
Gemeinsam ist daher die Auffassung,
daß die Novellierung der Rechtsgrund-
lagen dringlich ist.
Eine weitere Gemeinsamkeit kann darin
gesehen werden, daß alle Beteiligten die
bisherige Abgabenpolltik des Bundes
grundsätzlich als angemessen angese-
hen haben. Meines Wissens war es da-
her in der Vergangenheit auch tmmer
möglich gewesen, die Festsetzung der
Abgaben J'lo th.e lorrscf're bung zwi-
schen allen Beteiligten einverneh m lich
zu regeln. ln den jährlichen Verhandlun-
gen hat der Vertreter des Bundesver-
kehrsministeriums insbesondere auch
bisher der hohen Beiastungen der
Schiffahrt in und nach dem Nürnberger
Raum Rechnung getragen und die
Ubergangstarife wiederholt verlängert.
Diese an sich sehr erfreullchen Verhältnis-
se führten dazu, daß das Bayerische
Staatsministeriu m für Wirtschaft und Ver-
kehr bereits in seiner ersten ausführlichen
Stellungnahme zu dem ursprünglichen No-
vellierungsentwu rf des Bundesverkeh rsrn i-
nisters für die Abgabenerhebung von sich
aus erklären konnte, daß die in der alten
Rechtsgrundlage enthaltenen Grundsätze
und die ,,in der seitherlgen Praxis entwik-
kelten Grundsätze über den Zweck, das
Ausmaß und das Verfahren" beizubehalten
sind, ,,soweit ein Abweichen nicht aus
sachlichen Gründen erf orderlich ist".
Ob diese Grundsätze in angemessener
Weise durch den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung Berücksichtigung gef unden 38
haben, ist letztlich Gegenstand der Diskus-
sion zwischen dem Bundesm in isterium für
Verkehr und den Ländern gewesen.
Die ursprünglich strittigen Verfahrensfra-
gen konnten dabei weitgehend geklärt wer-
den. Ofien ist allenfalls noch, inwieweit die
Wirtschaft selbst an dem Festsetzu n g sve r-
fahren für die Sc h iffah rtsabg aben in Zu
kunft zu beteiligen ist. ln hrer amtlichen
Beqründunq geht die Bundesregierung da-
von aus,,,daß es auch weiterhin unerläß-
lich sein wird, vor der Festsetzung vor allem
die betrolfene Verladerschaft zu hören".
Fraglich bleibt bei einer solchen Formulie-
rung, ob nur diejenigen ,,betroffen" sind,
die sich bereits schon der Wasserstraße
bedienen oder auch die, d e mit diesem
Gedanken, z. B. im Rahmen von lnvesti-
tionsvorhaben, erst spielen.
Gewichtig ersche nt rnir allenfalls noch das
Bedenken, daß künftig die Organisationen
oe. WirLschafl, .nsoesonde'e die Ka'rlmer-
organisationen, nicht mehr förmlich zur
Stellungnahme eingeladen werden kön-
nen. lhr l\,4itwirken erscheint als Sachwalter
der betroffenen Gesamtwirtschaft n icht
u.lange'nessen. lh re Firschaltung wäre
auch der Regelung irn Gesetz von 1911
adäquat, wonach an dem Festsetzu ngsve r-
fahren riber sogenannte,,Strombeiräte" die
,,berufenen Vertretungen von Handel, ln-
dustrie, Landwirtschaft, die Hafenstädte
und die Organ isationen derSchiffahrtstrei-
benden" zu beteiligen sind. Da es jedoch
den Ländern unbenommen ist. sich der
Sachkunde dieser Organisationen zu be-
dienen und sie insoweit auch in die Ver-
handlungen mit einzubeziehen, kann es
d esen Organisationen letztendlich über-
lassen bleiben, mit den ihnen zur Verfü-
gung stehenden l\ilitteln ihre unmittelbare
Beteiliqunq herbelzuf ühren.
ln der Auffassung über das Ziel und das
Ausmaß der künitigen Abgabenpolitik klaf-
fen die wesentlichen Meinungsverschie-
denheiten. Es geht hier nicht lediglich um
die zweckmäßige Ausformu lieru ng der
neuen Rechtsgrundlage. Dieser Auffas-
sung scheint die Bundesregierung anzu-
hängen, wenn man ihrer Gegenäußerung
zum Formulierungsvorsch lag des Bundes-
rates folgt. Das Gegenteil ist jedoch der
Fall. Nach meiner Überzeugung verbergen
sich hinter der Diskussion um die Form u lie-
rung der Rechtsgrundlagen verschiedene
g.Lnosärzlicle verkel^rspolilische Über-
zeugungen. Die Ausstrahlung dieses Strei-
tes geht daher weit uber den engen Bereich
der Schiffahrtsabgabenpolitik hinaus. Es
handelt sich in Wirklichkeit um ein bedeut-
sames Kapitel zur Wegekostenproblematjk
selbst. Nach Auffassung der Länder trägt
der GpsplzFnlwJrf der BJ'tdesreg ie.ürg
einseitig dem rein fiskalpolitischen Ziel
Rechnung, durch die Abgaben ein größt-
mög liches Aufkommen an Schjffahrtsab-
gaben zu erwirtschaften . Die BerÜcksichti-
gung strukturpolitischer, insbesondere re
gionalpolitischer Gesichtspunkte bei der
Abgabenbemessung schließt die derzeitige
Fassung des Gesetzentwurfes der Bundes
regierung dagegen aus.
ln der amtlichen Begründung erwähnt die
Bundesregierung zwar, daß strukturpoliti-
sche Gesichtspunkte bei der Bemessung
der Abgaben zu berLjcksichtlgen sind. ln
ihrer Stellungnahme zum klaren Alternativ-
vorschlag des Bundesrates meint sie auch,
daß mit ihrer Fassung die Wahrung dieser
lnteressen,,hinreichend sichergestellt" ist.
Sie lehnt es aber ab, diese Kriterien unmiß-
verständlich in den Gesetzestext aufzu neh-
men. Dies ist unverständlich und wider-
sprüchlich, wenn es in der Absicht der
Bundesregierung liegt, diesen regionalpo-
litischen Gesichtspunkten verbindlich für39
die Zukunft tatsächlich Rechnung zu tra-
gen.
Nach Auffassung der Länder reicht der
vorgeschlagene Gesetzestext nicht aus, die
Berücksichtigung der regionalen und ver-
kehrspolitischen Gesichtspunkte, die als
lvotiv dem Wasserstraßenbau überhaupt
zugrunde ,egen, zu garant eren. Diese ver-
kehrlichen Kunstbauten dienen dazu. auch
den Regionen, die an keinen ausreichend
leistungsfähigen natürlichen Wasserstra,
ßen liegen, soweit als möglich ebenJalls
leistungsfähige und preisgünstige Ver-
kehrsverbindungen für den lvlassengüter-
transport zu schaffen.
Die amtliche Begründung selbst schränkt
die Berulcksichtigung strukturpolitischer
Gesichtspunkte auf den Raum eln, den die
Be'nihJ1ge1 un drF E',/ie ung e,nps
,,größtmögllchen Aufkommens an Sch ff-
fah rtsabgaben" belassen. Dlese eindeutige
fiskalische Priorität sch ießt aber praktisch
jede strukturpolitische Rücksichtnahme
aus und gebietet die Ausschöpfung aller
srcl^ /ergenden Aogaoenerhohungsnog-
lchkeiten. Selbst wenn aber die amtliche
BegrLlndung e nen nennenswerten Spiel-
raum für die Beachtung strukturpolitischer
Be ange zulreße, wäre der Rückgriff auf sie
durch den Gesetzestext selbst versperrt.
Dieser läßt nämlich derartiqe Rr.lcksicht-
nahmen nicht zu, soweit sie zu l\linderer-
trägen bei der Abgabenerhebung führen
w ü rden.
Be flüchtiger Betrachtung des Gesetzes-
textes erscheint dieser allerdings unver-
fänglich. Nach Satz 1 Abs.6 des S 2a des
Gesetzentwurfes slnd die Abgabensätze so
zu bemessen, ,,daß sie . .. einer optimalen
Nutzung der Bundeswasserstraßen ...
Rechnung tragen". Da im Gesetzentwurf
von e.nen ..OplrnLrr u1d niCht von eiren
,,1\laximum" dle Rede ist, bedeutet dies,
daß mehrere Gesichtspunkte bei der Be-
messung der Abgaben in ein möglichst
günstiges Verhältnis zueinander zu brin-
gen s,no. Es handelr stch ,tiproet urr etnpn
sehr präzisen,,unbestimmten Rechtsbe
grlff", der einen weiten Auslegungsspiel-
raum zuläßt. Auch die Preisgünstigkeit des
Verkehrs könnte deshalb darunter fallen.
Glelchrangig aber, wie die amtiiche Be,
gründung dies selbst betont, ist neben der
optimalen Nutzung ,,dem Ziel der Wegeko-
stendeckung Rechnung zu tragen". Dieses
Ziel definiert der Gesetzentwurf selbst da-
hingehend, daß das Abga benaLtfkom m en
,,höchstens die der Schiffahrt zurechenba-
ren Ausgaben decken" darf. Da darunter
auch die lnvestitionsausqaben fa en, be-
deutet dies, daß angesichts des niedrigen
Deckungsgrades der Wegekosten in der
B nnenschiffahrt von dieser Vorschrift kei-
ne Begrenzung der Abgabenpolitlk zu er-
warten ist. Konsequent steht daher in der
amtlichen Begründung an erster Stelle
auch, ,,daß nicht darauf verz chtet werden
kann, ein größtmöqliches Aufkommen an
Sch iffah rtsabgaben zur Kostendecku ng zu
erzieen". Wenig tröstlich ist es dabe -gerade für Regionen wle Nord- und Ost-
bayen, zL1 deren Gunsten sich erst ein
Schiffsverkehr entwickeln muß wenI es
wenig später heißt, daß ,,besonders zu
berrlcksichtigen sei, daß der Verkehr nicht
wegen der Abgaben von der Wasserst[aße
abwandert". Es dürfte verständlich sein,
daß die Länder, die sich mit einem erhebli-
chen finanziellen Engagement an der Er-
stellung und der Verbesserung der dem
Bund qehörenden Wasserstraßen beteili-
gen, sich damit nicht abfinden können.
Spätestens an dieser Stelle stellt sich die
Frage, ob die Länder nicht zu schwarz
sehen. Auch wenn es richtig ist, daß der
CeserzestexL e'1e BerLcksicltig J'lq stru<-
rurpo rr scl^pr. irsbesorde'e regronälpor t. 4U
scher Gesichtspunkte nicht zuläßt, ist es
dann n icht so, daß allein das Bestreben, ein
größtmögliches Ab gaben auf kom men zu
erzielen, den Bu ndesverkehrsm in ister ab-
halten wird, die Abgaben auf utopische
Höhen zu schrauben? lst nichtzu erwarten,
daß die Abwa nderu ngsgefa h r bei einer
bestimmten Abgabenhöhe den Bundes-
verkehrsminister veranlassen wird, von
sich aus die Dinge nicht auf die Spitze zu
treiben?
l\,4an könnte darauf vielleicht schon entgeg-
nen, daß eben die Abgabenhöhe, die das
Aulkommen maximiert. zu hoch ist. Eswird
allerdings schwerfallen, Kriterien zu fin-
den, die uns sagen, welches Submaximum
an Abgaben regionalpolitisch erträglich er-
scheint.
ln Wirklichkeit liegt aber hier nicht das
Problem. Das Abgabenniveau, von dem an
die Verkehre abwandern, llegt nicht hinrei-
chend obiektiv fest. Es hänqt ab von dem
Preisgebaren des oder der maßgeblichen
Konkurrenten. Der maßgebliche Konku r-
rent für die Binnenschiffahrt im IVIassengü-
terverkehr ist die Schiene. d. h. die Deut-
sche Bundesbahn. l\/lit dieser Erken ntn is ist
der Punkt erreicht, der zeigt, daß die Novel-
lieru nq der Rec htsg ru nd lagen für die Erhe-
bung der Binnenschifiahrtsabgaben weit
über den Bereich der Schiffahrt hinaus
ausstrahlt. Es werden damit unmittelbar
das Defizitproblem der Deutschen Bundes-
bahn ebenso angesprochen wie grundle-
gende Fragen der Verkeh rsinfrastruktu r-
polllik.
Das mögliche Abgabenniveau, das dem
Gebot der Erzielung eines größtmögiichen
Abgabenauf kornrf ens gerecht wird, hängt
damit maßgeblich ab von der TariJpolitik
der Deutschen Bundesbahn. Da der Bun-
, - desmiriste"ir Verkehr die po ilische Ver-4 I antwortuno sowohl lur das Defrzit bei der
Wegekostendeckung der Wasserstraßen
wie auch für das der Deutschen Bundes-
bahn trägt und deswegen ein Gleichklang
der lnteressen zwischen Bundesverkehrs-
rninister und Deutscher Bundesbahn in
bezug auf eine An hebung der Eisenbahnta-
rife besteht, erscheint nicht mehr dunkel,
wohin die Reise gehen muß. Wenn keine
klaren eindeutigen anderen gesetzlichen
Vorschriften entqegenstehen, wird die Ent-
wicklung darauf hinauslaufen, daß al mäh-
lich sowohl das Niveau der Schiffahrtsab-
gaben wie auch das der konkurrierenden
Eisenbahntarife angehoben wird.
Dies hat Vorzüge.
Es wird sowohl der Defizitbildung bei der
Deutschen Bundesbahn wie bei den Bun-
deswasserstraßen entgegengewirkt und
gleichzeitig auch dem gesetzlichen Gebot
entsprochen, eine optimale Nutzung der
Wasserstraßen zu gewährleisten, näm lich
einen ..mögiichsl l'ohp'r Verkehr". wie es
die amtliche Begrr.lndung definiert. Bei ei-
ner parallelen Erhöhung der Abgaben und
der Eisenbahntarife ist ja mit einer Ver-
kehrsabwanderung nicht zu rechnen.
lst aber eine Verbesserung der Kostendek-
kungsgrade in diesen beiden Bereichen
letztendlich nicht wünschenswert? lst es
nicht Kern der von der [,4ehrheit anerkann-
ten Wegekostenphilosophie, daß die Ver
kehrsnutzer soweit wie möglich die Wege-
kosten des von ihnen gewählten Verkehrs-
systems tragen? lch möchte hier auf den
Zielkonf ikt nicht näher eingehen, der zwi-
schen diesem Verlangen besteht und dem
An liegen der Ve rkeh rs infrastru ktu rpolitik,
allen Regionen eine möglichst gute Ver-
kehrserschließu ng sicherzustellen. lch darf
in dem Zusarnmenhang aber vielleicht an
das Gutachten des Deutschen lndustrie-
und Handelstages ,,Wettbewerb und Wege-
kosten" erinnern, in dem der Zielkonflikt
zwischen staatlicher Verkehrsinvestitions-
politik einerseits und dem ZielderWegeko-
stendeckung andererseits eingehend be-
handelt worden ist.
Das Problem der Wegekostendecku ng
durch Sch iffa h rtsabg aben, selbst bei ei-
n€m nur äußerst unvollkommenen Grad,
erhält seine besondere Note dadurch, daß
der Rhein aufgrund internationaler Bin-
dungen, an deren Fortbestand wohl nie-
mand ernsthaft zweifeln kann, abgabenfrei
ist. Eine deutliche Erhöhung des jetzigen
Abgabenniveaus, das nicht nur auf eine
allgemeine inflationäre Entwicklu ng zu-
rückzuführen ist, hätte zur Konsequenz,
daß der Wettbewerbsnachteil der nicht am
Rhein anliegenden Regionen sich noch
weiter als bisher verschlimmern würde. Er
würde sich nicht nur deswegen verschlim-
mern, weil die Benutzung der abgaben-
pflichtigen Bundeswasserstraßen teurer
würde, sondern auch, weil die Deutsche
Bundesbahn von ihrem Wettbewerber
preispolitisch entlastet wäre. Solanqe der
Rhein also abgabenfrei ist, darfzurVermei-
dung der Beeinträchtigung der Wettbe-
werbsfähigkeit der Wirtschaft in den von
den abgabenpf ichtigen Wasserstraßen er
scl.iossenen Gebieren das Abgabel n ivea J
nicht nachhaltig verändert werden. Dem
steht nicht die Berücksichtigung inflationä-
rer Entwicklungen entgegen. Es kann aber
wohl nicht angehen, so ernst das Defizit-
problem der Deutschen Bundesbahn zu
nehmen ist, daß versucht wird, dies zu
Lasten der rheinfernen Gebiete und insbe-
sondere der stru kt u rschwach en und perj-
pheren Gebiete zu lösen. Dies war wohl
letztlich auch der Gedanke, der alle Bun-
desländer zu einem gemeinsamen Handeln
bewogen hat.
Lassen Sie mich noch einmal kritisch ira-
gen: Kd'ln eine solche Po'itik vo.r einen'
Bundesverkehrsminister wirklich erwartet
werden? lch glaube, diese Frage muß man
eindeutig mit,,ja" beantworten, wenn man
die Preispolitik der Deutschen Bundes-
bahn in den vergangenen Jahren beobach-
tet und ih re Duidung durch den Bundesver-
kehrsminister bzw. den von ihm gegebenen
Flankenschutz in die Betrachtung mit ein-
bezieht.
Als den rein zeitlich betrachteten Endpunkt
in dieser Entwicklung darf ich lediglich
einen ablehnenden Beschluß des Bundes-
verkeh rsrn in isters auf einen sehrspeziellen
Tarifantrag (Nr. TKF-Antrag 1 1 46/7A v. 5. 9.
1979 Verkehrsnachrichten der IHK N,4ün-
chen-Oberbayern v. 20. 12. 1979) des Grl-
terfernverkehrs zitieren. Der Bundesm ini-
ster hat diesen Antrag auf Tarifsenkung im
Güterfernverkehr mit der Begründung ab-
gelehnt, daß eine Geneh m ig ung der Aufga-
benstellung der Deutschen Bundesbahn
zuwiderlaufen würde,,,durch Verbesserun-
gen im Produktionsbereich und wettbe-
werbsgerechte Preise bis zum Jahre 1985
den Containerverkehr" auf eine bestimmte
Höhe zu steigern.,,Ein Tarif", so wörtlich
,,der dazu bestimmt und geeignet ist, auf
elnem Teilmarkt die Beförderung von Gü-
tern von der Schiene auf die StraBe zu
verlagern, wirkt dem öffentlichen lnteresse
entgegen". ln gleicher Weise muß dann
auch ein Tarif für die Wegebenutzung dem
öffentlichen lnteresse entgegen laufen, der
geeignet ist, Güter von der Schiene auf die
Wasserstraße zu verlagern oder die Schie-
ne zu veranlassen, im Wettbewerb die Prei-
se zu senken-
Die Bedenken der Länder richten sich so-
mii also nicht im eigentlichen Sinne gegen
den Gesetze'r twu'f der Bundesregierurlg.
weil dieser möglicherweise in sich wider-
sprLlchlich oder unausgewogen ist oder
eindeutig falsche Ziele nennt. Die Beden-
ken der Länder ieiten sich daraus ab, daß
der Gesetzentwurf in der Praxis anqesichts 42
der ve rkeh rswirtsch aftlichen Realitäten
zwangsläufrg zu einer Verzerrung des Ver-
kehrspreisniveaus in regionaler Sicht füh-
ren muß, wenn nicht die Wahrung der mit
der Verkehrspolitik und insbesondere der
Verkehrsinf rastrukturpolitik verbundenen
Ziele ausdrücklich im Gesetz verankert ist.
Die Länder haben sich dabei im wesentli-
chen an bereits vorhandene gesetzliche
Formulierungen in bezug auf andere Ver-
kehrsträger, dem Straßengüterfernverkehr,
der Eisenbahn und der Binnenschiffahrt
selbst gehalten. Sie verlangen vom Bund
nicht mehr, als das, was der Bundesgesetz-
geber von letzteren verlangt. Sie erwarten
aber, daß der Bu nd dies seJbst auch ein hält.
Der vom Bundesrat einhellig getragene
A'lderungsvo.scl'lag erscl-e.rl aus.ei-
chend, die Fortsetzung der blsherigen Ab-
gabenpolitik sicherzustellen. Für den Ver-
kehr auf dem IVlain, dem [,4ain-Donau-Ka-
nal und der Donau bedeutet dies, daß die
degressive Ausgestaltung des Abgabensy-
stems beibehalten und ausgebaut wird,
sowohl für den Verkehr zwischen Ostbay-
ern mit der Rheinregion als auch - nachder Offnung des Kanals - für Nordbayernmit dem Donauraum. Sie bedeutet weiter.
daß die durch den mäanderförmigen Ver-
lauf des l\y'aines erzwungenen Umwege
grundsätzljch nicht dem Verlader angela-
stet werden und sie bedeutet schließlich,
daß auf die Erschließung des Zonenrand-
gebietes und der durch die Teilunq
Deutschlands im übrigen behinderten Ge-
biete besonders Rücksicht genommen
wird. Und letztendlich bedeutet sie, daß
eine für einzelne Wasserstraßen oder Teile
von Wasserstraßen isolierte Wegekosten-




minister w ederholt ihre Bereitschaft her-
angetragen, an der konkreten Ausgestal-
tung des künftigen Abgabensystems auf-
grund der neuen Rechtsgrundlage im Rah-
men eines Arbeitskreises, an dem auch die
betroffene Wirtschaft beteiligt sein sollte,
mitzuwirken.
Abschließend darf ich zusam menfassen:
Die Bedenken der Länder grunden darauf,
daß der an sich unverfängliche Ge-
setzestext angesichts der bestehenden
verkeh rSwirtsc h aftlichen Rah m en be-
dingungen, insbesondere derAbgaben-
freiheit auf dem Rhein, zu unvertretba-
ren reg onalen verzerrungen des ver-
kehrspreisniveaus in der Bundesrepu
bJik Deutschland führen muß;
- daß eine soche Entwicklung formalauch m t dem Gebot einer ,,optimalen
Nutzung der Wasserstraße" nicht im
Widerspruch steht;
- daß wegen der unterschiedlichen Prio-ritäten, die durch eine entsprechend
ausgestaltete Abgabenpolitik verfolgt
werden können, die Entscheidung über
die Gewlchtung vom Parlament getrof-
fen werden muß. Sie darf nicht durch
eine weit auslegungsfählge Gesetzes-
formu lierung der Bin nenschiffahrtsver-
waltung überlassen bleiben bzw. den
wechselnden lmplikaiionen der Tages-
politik ausgesetzt sein.
Nach meinen Vorstellungen kann kein
Zweifel daran bestehen. daß sich der Deut-
sche Bundestag dem Vorschlag der Länder
anschließt. Er ist sachlich begründet. Seine
Verwirklichung kommi dem ganzen Land
zugute. Er wird insbesondere auch keine
Benachteiligung der vom abgabenfreien
Rhein erschlossenen Regionen mit sich
bringen. Eine Verkehrsverbindung hat im-
mer zwei Seiten. Eine Verbesserung derDie Länder haben an den Bundesverkehrs-
Erschließung des ostbayerischen Raums kehrswirtschalt funktioniert, funktioniert
z. B. stellt auch eine Verbesserung der Ab- auch der lvlarkt. Zu Recht hat deswegen
satzmöglichkeiten deram Rhein liegenden Walter Eucken den Begrill ,,Verkehrswirt-
lndustrie dar. l\y' a rktwirtsc haft ist immer schaft" im Sinne von lvlarktwirtschaft ver-
zugleich Ve rkeh rswirtsch aft. Nur wo Ver- wendet.
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